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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.01.2010 

Geschäftszahl 

E7 400624-1/2008 

Spruch 

E7 400.624-1/2008-9E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. BRACHER als Vorsitzenden und den Richter Dr. 
DIEHSBACHER als Beisitzer über die Beschwerde des XXXX, StA. Türkei, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 26.06.2008, FZ. 07 10.471-BAT, in nicht öffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3, 8, 10 AsylG 2005 idgF als unbegründet abgewiesen. 

Text 

BEGRÜNDUNG : 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt: 
 

Der Beschwerdeführer (im Weiteren auch: BF) stellte am 12.11.2007 nach illegaler Einreise in das Bundesgebiet 
einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Er wurde dazu am 12.11.2007 durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes an der Erstaufnahmestelle-Ost 
(EAST-Ost) des Bundesasylamtes (BAA) niederschriftlich erstbefragt. 
 

Dabei führte der BF aus, er sei türkischer Staatsangehöriger, Angehöriger der kurdischen Volksgruppe sowie der 
muslimischen Religionsgemeinschaft und ledig. Eine Schwester würde sich in England, ein Bruder in 
Deutschland und seine Eltern weiterhin in der Türkei, wo die Familie einen Lebensmittelmarkt besitze, befinden. 
Zu seinen Fluchtgründen befragt gab der BF an, dass er im Heimatland von Militär sowie Polizei "unterdrückt" 
werde und den Militärdienst dort nicht ableisten wolle. Aus diesem Grund sei er immer wieder durch die Polizei 
belästigt worden. Er wolle aber nicht "zum Militär und gegen seine eigenen Leute kämpfen". Außerdem sei ihm 
zur Last gelegt worden, dass er kurdische Zeitschriften verkaufen würde. 
 

Als Identitätsnachweis legte er im Zuge dessen einen türkischen Personalausweis (Nüfus), ausgestellt 
amm31.08.2005, vor. 
 

Nachfolgende Konsultationsverfahren des BAA iSd Dublin II-VO mit verschiedenen europäischen 
Asylbehörden ergaben keine Zuständigkeit eines anderen Mitgliedstaates für die Prüfung des Schutzbegehrens 
des BF. 
 

Am 17.01.2008 wurde mittels Telefax eines rechtsfreundlichen Vertreters eine Vollmachtsanzeige in 
Verbindung mit einem Antrag auf Akteneinsicht (welchem am 18.01.2008 entsprochen wurde) übermittelt. 
 

In weiterer Folge wurde der BF am 28.01.2008 an der EAST-Ost niederschriftlich einvernommen. 
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Der BF wiederholte dabei im Wesentlichen seine bisherigen Angaben zu seinen Ausreisegründen und führte 
darüber hinaus erstmalig aus, dass er auch regelmäßig im Parteilokal der DTP gewesen sei, wo ihn ein Polizist 
gesehen und anschließend bedroht habe. Weiters gab der BF an, dass seine Mutter ihm inzwischen mitgeteilt 
habe, dass vor zwei Wochen ein Einberufungsbefehl eingelangt sei. Er könne diesen nun beschaffen und 
vorlegen. 
 

Zu seinen Personalien ergänzte er auf Befragen, dass er in Istanbul gelebt und bis 2000 zur Schule gegangen sei, 
von 2003 bis 2006 sei er an der Universität in E. inskribiert gewesen. Beruflich sei er zwischen 2001 und 2007 in 
Istanbul als Lebensmittelhändler im elterlichen Geschäft tätig gewesen. Zuletzt vor der Ausreise habe er an der 
von ihm genannten Adresse in Istanbul, wo auch seine Eltern wohnhaft waren, gewohnt. 
 

Das Verfahren des BF wurde im Gefolge dessen zugelassen und ihm eine Aufenthaltsberechtigungskarte 
ausgestellt. 
 

Am 04.03.2008 erfolgte erneut eine niederschriftliche Einvernahme des BF an der Außenstelle des 
Bundesasylamtes. 
 

Der BF brachte dabei vor, dass er die Türkei legal unter Verwendung seines Reisepasses verlassen habe. 
 

Weiters habe er zwischenzeitig eine österr. Staatsbürgerin türkischer Abstammung geheiratet und legte er als 
Beweismittel dafür eine Heiratsurkunde vor. Er wohne derzeit mit seiner Gattin bei seinen Schwiegereltern. 
 

Auf Nachfrage gab der BF an, dass es seinem Vater nicht möglich gewesen sei, den Einberufungsbefehl bzw. 
eine entsprechende Bestätigung zu besorgen, da dem Vater diese nicht ausgestellt worden sei. 
 

Zu seinen Fluchtgründen befragt führte der BF aus, dass der wichtigste Grund sei, dass er den Militärdienst in 
der Türkei ableisten müsse. Weil er Kurde sei, wolle er nicht gegen seine "eigenen Menschen kämpfen". Ein 
Nachbar des BF sei Polizeichef gewesen und wisse auch dieser, dass der BF den Militärdienst nicht ableisten 
möchte und aus diesem Grunde nach ihm gefahndet werde. 
 

Im familieneigenen Geschäft habe man auch die Zeitung "Özgür Gündem" verkauft, und sei die Familie öfters 
gefragt worden, warum sie diese Zeitung verkaufen würde. Die Zeitung sei ihnen auch manchmal 
weggenommen oder vernichtet worden, und sei sogar einmal nachts die Fensterscheibe des Geschäfts 
eingeschlagen worden. Täter seien vermutlich Anhänger der nationalistischen Partei gewesen. Die Familie habe 
dies auch bei der Polizei gemeldet, es sei jedoch - wie auch im Zuge von anderen Situationen - von der Polizei 
keine Unterstützung gekommen, sondern habe diese selbst den BF bedroht, da er Kurde sei. 
 

Er sei von der Polizei, vom Militär sowie von Anhängern der nationalistischen Partei bedrängt und laufend 
aufgefordert worden, den Militärdienst abzuleisten. Seine Musterung für den Militärdienst habe er glaublich 
bereits 2006 absolviert und sei er für tauglich befunden worden. Die entsprechende Bestätigung habe er dann an 
der Universität vorgelegt. 
 

In weiterer Folge wurden dem BF Feststellungen zur aktuellen Lage in der Türkei, insbesondere zur Lage der 
kurdischen Volksgruppe sowie zum Wehrdienst, vorgehalten, zu welchen der BF lediglich angab, dass diese 
nicht den Tatsachen entsprechen würden. 
 

4. Mit dem angefochtenen Bescheid hat das Bundesasylamt den Antrag des BF auf internationalen Schutz gemäß 
§ 3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und diesem nicht den Status des Asylberechtigten zuerkannt. Gemäß § 8 Abs 
1 AsylG 2005 wurde ihm auch nicht der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat 
Türkei zuerkannt. Gemäß § 10 Abs 1 AsylG wurde der BF aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Türkei 
ausgewiesen. 
 

Nach Wiedergabe der erfolgten Einvernahmen gelangte die belangte Behörde zu den Feststellungen, dass die 
Volksgruppenzugehörigkeit, Identität und Nationalität des Antragstellers feststehe und der BF in Österreich 
verheiratet sei. Der BF leide an keiner Krankheit und gehe keiner offiziellen Arbeit nach. 
 

Weiters traf das Bundesasylamt ausführliche Feststellungen zur Situation in der Türkei, u.a auch zum 
Wehrdienst, zur Rückkehrfrage, zur Lage der Kurden und zur Verfolgung von politischen Betätigungen. Auf der 
Grundlage des behaupteten Sachverhalts war für die Behörde feststellbar, dass der BF in Anbetracht seiner 
Wehrpflicht und Wehrtauglichkeit wegen seines bevorstehenden Wehrdienstes ausgereist sei, und ging die 
Behörde weiters davon aus, dass die Lebensumstände weder im Allgemeinen noch im Falle des BF als dergestalt 
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anzusehen wären, dass dem BF bei einer Rückkehr unmittelbare Lebensgefahr durch einen gänzlichen Entzug 
der Lebensgrundlage drohen würde. Die vom BF darüber hinaus vorgetragenen Schwierigkeiten mit Dritten sei 
mangels Glaubwürdigkeit nicht feststellbar gewesen. 
 

Im Zuge der Beweiswürdigung führte das Bundesasylamt aus, dass zwar glaubwürdig gewesen sei, dass der BF 
seinen Militärdienst nicht ableisten wolle, es jedoch nicht glaubwürdig gewesen sei, dass der BF schon einen 
Einberufungsbefehl erhalten habe. So habe der BF bei seiner Einvernahme vor der EAST - Ost am 28.01.2008 
angegeben, dass ihm in seiner Abwesenheit ein Einberufungsbefehl zu Hause zugestellt worden sei, während er 
beim BAT am 04.03.2008 angegeben hätte, noch keinen erhalten zu haben. Die über Vorhalt dieses 
Widerspruches durch den BF getätigte Aussage, dass der BF gesagt habe, dass ihm ein Einberufungsbefehl 
geschickt werde, habe nur als Ausrede gewertet werden können, da der BF am Beginn seiner Einvernahme 
ausdrücklich danach befragt worden sei, ob sämtliche Niederschriften richtig protokolliert und rückübersetzt 
worden wären. Demnach sei auch dem behaupteten Telefongespräch (zwischen dem BF und seiner Mutter 
betreffend den angeblich erhaltenen Einrufungsbefehl) kein Glauben zu schenken gewesen. 
 

Weiters habe der BF Widersprüchliches dazu angegeben, dass er eine Bestätigung über seine Musterung im 
Zuge der Inskription an der Universität vorlegen habe müssen. So habe er im Verlauf der Einvernahme 
angegeben, dass er diese Bestätigung erst im Zuge seiner dritten Inskription vorlegen habe müssen, während er 
zu Beginn der Einvernahme ausführte, dass ohne eine solche Bestätigung eine Inskription gar nicht möglich sei. 
 

Aufgrund von eklatanten Widersprüchen sei auch dem Vorbringen betreffend den angeführten Schwierigkeiten 
mit anderen türkischen Staatsbürgern kein Glauben zu schenken gewesen. 
 

Zum Vorbringensteil rund um die vom BF genannten Personen stellte das Bundesasylamt fest, dass der BF selbst 
anfänglich von Bedrohungen (durch diese Personen) gesprochen habe, bei konkreter Nachfrage jedoch vielmehr 
lediglich ein Gespräch zwischen ihm selbst und diesen Personen dargestellt habe. Zu den weiteren Vorfällen, im 
Zuge derer der BF behaupteter Weise mit dem Tode bedroht worden sei, merkte das Bundesasylamt an, dass der 
BF in diesem Zusammenhang nicht mit einem Wort auf seine Wahrnehmungen und Gefühle eingegangen sei, 
sondern vielmehr eine bloße Beschreibung der Situation abgegeben und nur vage Angaben hinsichtlich der 
Drohungen gemacht habe, was dem Verhalten einer Person, die tatsächlich bedroht wurde, widersprechen würde, 
wodurch die Unglaubwürdigkeit seines Vorbringens unterstrichen worden sei. 
 

Weiters hielt das Bundesasylamt fest, dass es nicht nachvollziehbar sei, dass der BF immer wieder seine 
Tätigkeit im Geschäft seiner Eltern aufgenommen habe, wenn er - wie er selbst ausgeführt habe, - den 
behaupteten Bedrohungen ausgesetzt gewesen sei, welche letztlich zu seiner Ausreise geführt hätten. Völlig 
unplausibel sei die Aussage des BF gewesen, dass diese Personen täglich ins Geschäft gekommen seien, die 
verbalen Bedrohungen aber lediglich alle zwei bis drei Wochen und nicht täglich erfolgt wären. 
 

Auch bezüglich der von Unbekannten zerschlagenen Fensterscheibe im Geschäft der Familie habe sich der BF in 
Widersprüche verwickelt. So habe er vor dem BAT noch ausgeführt, dass dieser Vorfall der Polizei gemeldet 
worden sei, die Polizisten auch ins Geschäft gekommen seien, und diese im Geschäft gemeint hätten, dass es 
"gut gewesen ist, dass es so passiert ist". Später habe der BF sein Vorbringen jedoch dahingehend abgeändert, 
dass er bei konkreter Nachfrage davon gesprochen habe, dass keine Meldung an die Polizei weitergegeben 
worden sei, weil der Vater des BF gemeint habe, dass das Geschäft versichert sei und die Polizei ohnehin nichts 
unternehmen würde. Auch zum Zeitpunkt des Zerschlagens der Fensterscheibe habe der BF mit der Angabe vor 
der EAST-Ost, dass es 2006 passiert sei, und der Angaben vor dem BAT, dass es im Jahr 2007 gewesen sei, 
divergierende Angaben getätigt. Diese abändernde Art der Schilderung habe eindeutig zu dem Schluss geführt, 
dass der BF nicht von wahren Begebenheiten gesprochen habe, da er diesfalls gleichbleibende Aussagen getätigt 
hätte. 
 

Weiters habe der BF vor dem BAT noch von weiteren Vorfällen gesprochen (eine kurdische Zeitung, welche im 
Geschäft der Eltern verkauft worden sei, sei zerrissen worden; eine türkische Fahne sei ins Geschäft gebracht 
worden, um sie aufzuhängen, ansonsten hätte der BF umgebracht werden sollen; der BF sei am Weg zur 
Universität bedroht worden) welche der BF bei fortgesetzter Befragung offensichtlich zu erwähnen vergaß, was 
wohl ausschließe, dass der BF damit reale Erlebnisse geschildert habe. 
 

Zu den ins Treffen geführten Nachfragen Dritter zum Aufenthalt des BF nach der Ausreise führte das 
Bundesasylamt aus, dass der BF nicht genau angeben konnte, wie oft diese überhaupt stattgefunden hätten. Es 
müsse aber von einer tatsächlich flüchtenden Person erwartet werden, dass diese genaue Informationen über die 
Anzahl und den Zeitpunkt der Nachfragen einholt. 
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Demnach sei davon auszugehen gewesen, dass sich der BF einer konstruierten Geschichte bedient habe, weshalb 
auch die behauptete aktuelle Gefährdungslage unglaubwürdig sei. 
 

Im Rahmen seiner rechtlichen Würdigung kam das Bundesasylamt - neben einer ausführlichen Zitierung der 
Judikatur zu den einzelnen Ausführungen - zum Schluss, dass dem BF im Herkunftsstaat mangels 
Glaubhaftmachung eines entsprechenden Sachverhalts keine Verfolgungsgefahr iSd GFK drohe. Der BF habe 
weder eine Gefährdungslage vorgebracht, die glaubwürdig sei, noch mit dem glaubhaften Teil seiner Angaben, 
dass er den Militärdienst nicht ableisten wolle, einen asylrelevanten Sachverhalt geltend gemacht. 
 

Sämtliche angeblich von Privatpersonen ausgehenden Gefahren seien darüber hinaus auch nicht auf in der 
Genfer Flüchtlingskonvention genannte Gründe zurückzuführen und demnach von vornherein schon nicht zur 
Feststellung der Flüchtlingseigenschaft geeignet. 
 

Was die ablehnende Haltung des BF zum Militärdienst beträfe, so sei auszuführen, dass die Einberufung zum 
Militärdienst keine Verfolgung im Sinne der GFK darstelle, da die erforderliche Verfolgungsmotivation nicht 
gegeben sei, wenn staatliche Maßnahmen der Durchsetzung staatsbürgerlicher Pflichten dienen. In diesem Sinne 
stelle die Militärdienstpflicht und deren Sicherstellung durch Strafandrohung eine auf einem originären und 
souveränen staatlichen Recht beruhenden legitime Maßnahme dar, weshalb eine unter Umständen auch strengen 
Bestrafung wegen Wehrdienstverweigerung bzw. Desertion als solche keine Verfolgung im Sinne der GFK 
darstelle. Dem Vorbringen seien auch keine Anhaltspunkte zu entnehmen gewesen, dass mit der Einberufung 
eine asylrelevante Verfolgung beabsichtigt gewesen wäre und seien auch die Beweggründe des BF, den 
Militärdienst nicht ableisten zu wollen, in keiner Weise asylrelevant. Aus den Feststellungen habe sich weiters 
ergeben, dass Kurden beim Militär an sich nicht schlechter gestellt seien. Auch aus der aufgrund einer 
Militärdienstverweigerung zu erwartenden Strafe könne kein asylrelevanter Sachverhalt entstehen. 
 

Mangels einer (glaubhaft gemachten) Bedrohungssituation lägen auch die Voraussetzungen für die Zuerkennung 
subsidiären Schutzes nicht vor. In der Türkei herrsche gegenwärtig keine derartige Gefahrenlage, dass der BF 
einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit oder der konkreten Gefahr einer Verletzung der 
durch Art 3 EMRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre. Es gebe auch keine Hinweise dafür, dass der BF im 
Falle seiner Rückkehr in eine lebensbedrohende Notlage geraten würde, und die Befriedigung seiner 
existentiellen Grundbedürfnisse nicht gewährleistet sei. 
 

Hinsichtlich der Ausweisung iSd § 10 Abs 1 Z 1 AsylG führte die Erstbehörde unter ausführlicher Darstellung 
ihrer Erwägungen aus, dass bei Berücksichtigung sämtlicher Tatsachen kein Hinweis gefunden werden könne, 
der den Schluss zuließe, dass durch die Ausweisung auf unzulässige Weise im Sinne des Art. 8 Abs 2 EMRK in 
das Recht auf Schutz des Privat- und Familienlebens eingegriffen werde. 
 

Zwar läge durch die am XXXX erfolgte Eheschließung des BF ein Familienbezug zu einer österreichischen 
Staatsbürgerin vor. Die Ausweisung stelle somit einen Eingriff in das Recht auf Familienleben dar, dieser 
Eingriff sei jedoch - bei Abwägung der Interessen des BF an einem weiteren Verbleib in Österreich mit den 
Interessen des Staates an einer geordneten Zuwanderung - gerechtfertigt, da das öffentliche Interesse an der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung deutlich überwiegen würde. Dies insbesondere unter 
Berücksichtigung der Tatsachen, dass der BF erst seit kurzem mit seiner Ehegattin zusammenlebe und 
verheiratet sei, der BF erst in Österreich zu einem Zeitpunkt geheiratet habe, an welchem noch ungewiss 
gewesen sei, ob ein Zusammenleben mit seiner Gattin in Österreich möglich sein werde. Weiters sei die 
Möglichkeit, dass der BF sein Familienleben mit seiner Gattin in der Türkei fortsetzen würde, zweifelsfrei 
gegeben, und könnte nicht einmal ansatzweise von einer erfolgten Integration gesprochen werden. 
 

5. Gegen diesen dem rechtsfreundlichen Vertreter des BF am 30.06.2008 persönlich zugestellten Bescheid wurde 
mit Telefax vom 11.07.2008 fristgerecht Beschwerde gegen sämtliche Spruchpunkte erhoben. 
 

In der Beschwerde wurden im Wesentlichen die Fluchtgründe wiederholt und wurde zusätzlich erstmalig ein 
Einberufungsbefehl den BF betreffend vorgelegt. Zu diesem wurde ausgeführt, dass der BF diesen schon früher 
vorgelegt hätte, wenn er gewusst hätte, dass das Bundesasylamt seine Beweiswürdigung auch auf die 
Nichtvorlage dieses Bescheinigungsmittels stützen würde. Weiters wurden im Hinblick auf die Themen der 
Wehrdienstverweigerung und der Haftbedingungen in der Türkei Zitate aus Berichten der Schweizer 
Flüchtlingshilfe vom Oktober 2007 angeführt und wurde ein Sachverständigengutachten zu diesem Thema 
beantragt. 
 

Auch die Beweiswürdigung des Bundesasylamtes im gegenständlichen Bescheid in Bezug auf die Bedrohungen 
durch vom BF genannte Nationalisten würde jeder Schlüssigkeit entbehren und habe das Bundesasylamt 
bestimmte Tatsachen - etwa, dass es sich bei den Genannten um Angehörige der sogen. "Grauen Wölfe" handeln 
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würde oder dass der BF eine "traditionelle Nähe zur DTP" pflege und bei einem Besuch der DTP von Polizisten 
beobachtet worden sei - nicht berücksichtigt. Auch aus parteipolitischen Gründen sei der BF daher von einer 
behördlichen Verfolgung bedroht. 
 

Zu Spruchpunkt II und III wurde lediglich allgemein und unbegründet ausgeführt, dass dem BF mit 
maßgeblicher Wahrscheinlichkeit eine Verletzung seiner in Art. 2, 3, und 5 EMRK gewährleisteten Rechten 
drohe bzw. ein unzulässiger Eingriff in das Privat- und Familienleben zu Unrecht verneint worden sei. 
Insbesondere stelle der Vorschlag, dass die Gattin des BF mit diesem in die Türkei ziehen könne, einen gemäß 4. 
ZPEMRK verpönten Auswanderungsdruck dar. Der BF selbst habe in Österreich ein unbescholtenes Leben 
geführt und würde in der Türkei im Falle seiner Rückkehr umgehend festgenommen werden. 
 

Das gg. Beschwerdeverfahren wurde dem zuständigen Senat des AsylGH mit 24.07.2008 zugeteilt. 
 

6. Der vom BF vorgelegte Einberufungsbefehl vom 29.02.2008 wurde seitens des AsylGH mit 30.07.2008 sowie 
mit 19.10.2009 jeweils einer Übersetzung zugeführt. 
 

7. Mit Schreiben des Asylgerichtshofes vom 20.10.2009 wurden dem Beschwerdeführer weitere länderkundliche 
Informationen des Gerichtes zum Thema "Wehrdienst in der Türkei" zur Stellungnahme binnen zwei Wochen 
übermittelt, welche von Amts wegen dem gegenständlichen Verfahren zugrunde gelegt und zum Akt genommen 
wurden. Konkret betrifft dies die Zusammenstellung länderkundlicher Informationen des Asylgerichtshofs (aus 
den nachstehend angeführten Quellen) zum Thema "Wehrdienst in der Türkei", Stand 11/2008: 
 
 - GIGA - Dt. Institut für Nahost-Studien, Hamburg: Gutachten für den Unabhängigen Bundesasylsenat zu 

GZ. 227.115, 10.09.2007 
 
 - Deutsches Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik 

Türkei, Stand: Juli 2008 
 
 - Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement, Bundesamt für Migration BFM, 
 

Direktionsbereich Asylverfahren, Migrations- und Länderanalysen; 02.09.2008 
 
 - Schweizerische Flüchtlingshilfe, Lagebericht Türkei, Update 09.10.2008 
 
 - Konrad Adenauer Stiftung, www.kas.de, Web-Zugriff v. 5.11.2006; 
 

"Neue Rechtsgrundlage für Kriegsdienstverweigerer tritt am 5. Oktober 2006 in Kraft. 
 

Künftig werden Zivilgerichte mit der Verhandlung dieser Fälle betraut (¿Gelassene Reaktion auf den EU-
Fortschrittsbericht in der Türkei: Politischer Kurzbericht') [ID 18532"] 
 
 - Schreiben des türkischen Justizministeriums, Generaldirektion für Strafangelegenheiten, an die 

Oberstaatsanwaltschaft, 03.07.2008; 
 

"Wegen Personen, die sich versteckt halten, Musterungsverweigerer und Dienstflüchtige sind bzw. zum 
Militärdienst zu spät erscheinen") 
 
 - ACCORD - Anfragebeantwortung, a-6276, v. 13. August 2008 zur Anfrage des Asylgerichtshofs vom 

11. August 2008) 
 
 - ACCORD - "Wehrdienstverweigerung in der Türkei", Vortrag der türk. Rechtsanwältin S. Coskun am 

26.09.2008; Zusammenfassender Bericht v. März 2009 
 

8. In der durch den rechtsfreundlichen Vertreter am 04.11.2009 per Telefax eingebrachten Stellungnahme führte 
dieser - nach Wiederholung der bisher genannten Fluchtgründe - aus, dass in der Türkei kein Recht auf 
Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen existiere, und er deshalb mit staatlicher Verfolgung und 
entsprechenden drakonischen Strafen zu rechnen habe. Unterstützend wurden Auszüge aus den vorgehaltenen 
länderkundlichen Informationen des Asylgerichtshofes sowie das Urteil des EGMR vom 24.01.2006, Ülke vs. 
Türkei, No. 39437/98 herangezogen. Der BF müsste mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen, dass 
er gleich am Flughafen angehalten und aufgrund seiner Wehrdienstverweigerung einem Strafverfahren zugeführt 
werden würde. Im Gefängnis, welches ihm drohen würde, müsse er mit hoher Wahrscheinlichkeit damit rechnen, 
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misshandelt oder gefoltert zu werden. Auch gesellschaftlich seien Wehrdienstverweigerer stigmatisiert und 
würden sozial diskriminiert werden. Der Bericht des Deutschen Auswärtigen Amtes, Bericht über die asyl- und 
abschiebungsrelevante Lage in der Republik Türkei, Stand Juli 2008 werde zur Gänze bestritten, eine 
Begründung hierzu fehlt. 
 

Zu Art. 8 EMRK wurde ausgeführt, dass der BF eine Einstellungszusage bekommen habe, er mit einer 
österreichischen Staatsbürgerin seit 2008 verheiratet sei und daher eine Ausweisung angesichts seiner auch 
sonstigen Integration in Österreich nicht dringend geboten sei bzw. die persönlichen Interessen an einem 
Verbleib in Österreich um ein Vielfaches schwerer wiegen würden als das öffentliche Interesse an einem 
geordneten Fremdenwesen. Darüber hinaus habe er sich in Österreich gesetzestreu verhalten und sei durch seine 
Frau und seine sonstigen Kontakte sozial und wirtschaftlich integriert. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den erstinstanzlichen Verfahrensakt unter zentraler 
Berücksichtigung der niederschriftlichen Angaben des BF vor dem Bundesasylamt, den bekämpften Bescheid, 
den Beschwerdeschriftsatz und die vom BF vorgelegten Dokumente, sowie in die durch den Asylgerichtshof 
ermittelten länderkundlichen Informationen vom 20.10.2009 sowie die hierzu übermittelte Stellungnahme des 
BF vom 04.11.2009. 
 

Auf der Grundlage dieses Beweisverfahrens gelangte der Asylgerichtshof nach Maßgabe unten dargelegter 
Erwägungen zu folgenden entscheidungswesentlichen Feststellungen: 
 

Die Identität des BF steht fest. Der BF trägt die im Spruch angeführten Personalien, er ist Staatsangehöriger der 
Türkei, Angehöriger der kurdischen Volksgruppe sowie der alevitischen Glaubensrichtung und ledig. Geboren 
wurde der BF in A., seit seinem ersten Lebensjahr lebte der BF jedoch mit seiner Familie in Istanbul. Er 
besuchte von 1988 bis 1996 die Grundschule und anschließend bis 2000 die allgemeinbildende höhere Schule in 
Istanbul. Von 2003 bis 2006 war der BF an der Universität in E. inskribiert und bestritt er seinen Lebensunterhalt 
von 2001 bis 2007 als Lebensmittelhändler im familieneigenen Geschäft. 
 

Eine Schwester des Beschwerdeführers studiert mit einem Studentenvisum in England, ein Bruder des BF 
verfügt in Deutschland nach der Heirat mit einer deutschen Staatsbürgerin über eine Niederlassungsbewilligung. 
Die Eltern und weitere Verwandte des Beschwerdeführers leben nach wie vor in der Türkei und führen dort ein 
auf den Namen der Mutter angemeldetes Geschäft. 
 

2.2. Nach Erreichen des wehrpflichtigen Alters wurde der BF mit Schreiben der zuständigen Wehrbehörde vom 
29.02.2008 dazu aufgefordert, sich der bis dato von ihm noch nicht gefolgten Musterung zu unterziehen. Der BF 
ist daher als wehrdienstpflichtig und als Musterungsflüchtiger anzusehen. 
 

Der BF reiste legal aus der Türkei aus und illegal in das Bundesgebiet ein, wo er einen Antrag auf 
internationalen Schutz stellte, und wurde anschließend in die Grundversorgung aufgenommen. 
 

2.3. Für den Fall der Einziehung des BF zum Wehrdienst ist pro futuro nicht feststellbar, dass der BF mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit aus in seiner Person gelegenen Gründen mit einer mit wesentlichen Eingriffen 
in seine Rechtssphäre einhergehenden, Verfolgungsintensität erreichenden Behandlung in Unterscheidung zu 
anderen Militärdienstleistenden zu rechnen hätte oder deshalb zielgerichtet bei militärischen Operationen im 
Nordirak oder anderen Regionen im Rahmen der Terrorbekämpfung eingesetzt werden würde. 
 

Auch ist nicht feststellbar, dass er vor dem Hintergrund seiner bisherigen Wehrdienstentziehung wegen seiner 
Volksgruppenzugehörigkeit einer unverhältnismäßigen bzw. einer besonders strengen Bestrafung in Relation zu 
anderen Militärdienstleistenden unterworfen wäre. 
 

Aus der bloßen Zugehörigkeit des BF zur kurdischen Volksgruppe war ein mögliches Verfolgungsmoment für 
den BF ebenso wenig abzuleiten, wie aus der alevitischen Glaubensrichtung. 
 

Einer behaupteten Verfolgung aus parteipolitischen Gründen konnte ebenfalls mangels Glaubwürdigkeit des 
entsprechenden Vorbringens nicht gefolgt werden. 
 

Nicht festgestellt werden konnte, dass der BF in der Türkei irgendeiner Form der Folter oder einer anderen Form 
staatlicher oder privater Verfolgung ausgesetzt war. Auch eine eventuelle Verfolgungsgefahr für den BF pro 
futuro aus politischen, ethnischen oder religiösen Gründen in seiner Heimat war nicht feststellbar. 
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2.3. Weiters war nicht feststellbar, dass der BF im Fall der Rückkehr in den Herkunftsstaat dort einer möglichen 
Gefährdung iSd Art. 3 EMRK aus in seiner Person gelegenen Gründen oder aufgrund der allgemeinen Lage oder 
dass er einer Gefährdung seines Lebens oder seiner Unversehrtheit angesichts eines innerstaatlichen bewaffneten 
Konfliktes unterliegen würde. 
 

2.4. Zur aktuellen Lage in der Türkei wird auf die zeitlich aktuellen ausführlichen Feststellungen des 
Bundesasylamtes im bekämpften Bescheid verwiesen, die auch der gg. Entscheidung des Asylgerichtshofes - 
ergänzt um die durch den Asylgerichtshof erhobenen länderkundlichen Informationen vom 20.10.2009 - 
zugrunde gelegt werden. 
 

Zum Wehrdienst in der Türkei und damit verbundenen Aspekten wird aufgrund der oben angeführten Quellen 
(Schreiben vom 20.10.2009) festgestellt 
 

1) 
 

(aus: GIGA - Dt. Institut für Nahost-Studien, Hamburg: Gutachten für den Unabhängigen Bundesasylsenat zu 
GZ. 227.115, 10.09.2007) 
 

"Die Türkei kennt eine allgemeine Wehrpflicht für alle türkischen Männer zwischen 19 und 40 Jahren. In 
einigen Quellen heißt es, dass Wehrpflicht von 20 bis 41 Jahren besteht, tatsächlich ist es so, dass jeder türkische 
Mann verpflichtet ist, in dem Jahr, in dem er das 20. Lebensjahr vollendet, sich in der Zeit zwischen dem 1. Juli 
und dem 31. Oktober von sich aus bei den zuständigen Militärbehörden seines Wohnsitzes zu melden. Wird der 
Betreffende also nach dem 31.10. erst 20, tritt die Wehrpflicht mit 19 Jahren ein, liegt das Geburtsdatum 
zwischen dem 01.01. und dem 31.07. eines Jahres, tritt die Wehrpflicht erst mit 20 Jahren ein. Dasselbe gilt - 
mutatis mutandis - für alle die zwischen dem 01.07. und dem 31.10. eines Jahres den 20. Geburtstag feiern. 
 

Die allgemeine Wehrpflicht besteht bis zum Erreichen des 41. Lebensjahres, soll aber nach dem 45. Lebensjahr 
nicht mehr durchgeführt werden. 
 

Zu unterscheiden sind von dieser grundsätzlich bestehenden allgemeinen Wehrpflicht die im türkischen 
Wehrdienstgesetz geregelten Ausnahmen, so können etwa Studenten ihren Wehrdienst bis zum Erreichen des 29. 
Lebensjahres verschieben, wenn sie einen höheren Abschluss anstreben bis zum 33. Lebensjahr, und für Leute, 
die promovieren, kann sogar eine Verschiebung bis zum Erreichen des 37. Lebensjahres in Betracht kommen. 
Auch ist die Länge des Wehrdienstes unterschiedlich geregelt, ja nach Ausbildungsstand dauert die Wehrpflicht 
für "Ungelernte" 15 Monate (hier hat es vor einigen Jahren eine Reduktion von 18 auf 15 Monate gegeben) bzw. 
für Akademiker nur 12 Monate, wobei diese sogar, wenn sie nicht entsprechend ihrer Qualifikation eingesetzt 
werden, also gewissermaßen einen erschwerten Wehrdienst leisten, noch weniger Zeit leisten können. 
 

Es gibt in der Türkei keine gesetzliche Möglichkeit, einen Wehrersatzdienst zu leisten. Das ist auch 
zwischenzeitlich vielfach Gegenstand politischer und auch rechtlicher Kritik geworden, besonders vor dem 
Hintergrund, dass die Türkei sich (bislang) bemüht hat, der Europäischen Union näher zu kommen oder auch 
deren Mitglied zu werden. Die Lage ist aber heute die, dass der Wehrdienst als "nationales 
Sozialisationsgeschehen" für Männer für unverzichtbar gehalten wird, und Gesellschaft und Politik der Türkei 
weit davon entfernt sind, einen zivilen Wehrersatzdienst zu akzeptieren. 
 

Man kann den Wehrdienst auch bei der Gendarmerie ableisten, die eine Teil-Organisation der türkischen 
Streitkräfte ist. Ihr obliegt die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, die von den Polizeikräften nicht 
ausreichend "bedient werden" können, das gilt im Allgemeinen in ländlichen Gegenden. Ferner ist die 
Gendarmerie mit Aufgaben der inneren Sicherheit, der generellen Kontrolle der Grenzen und mit generellen 
Grenzsicherungsaufgaben an den Landesgrenzen zu Irak und zu Syrien (auch Iran) betraut. Die Gendarmerie hat 
also ein "klassisches Aufgabenfeld" in der Niederhaltung und in der Bekämpfung innenpolitischer Unruhen, und 
deshalb ist bei einer Ableistung des Wehrdienstes in der Gendarmerie ein besonders hohes "Tätigkeitsrisiko" 
gegeben, dass Aufgaben der Bewahrung der inneren Sicherheit wahrgenommen werden. Der Chef der 
Gendarmerie ist allerdings dem Innenminister unterstellt, obwohl das Training und die Ausbildung zusammen 
mit den Bewaffneten Streitkräften geschieht. Diese Abteilung hat also eine Art "Doppelnatur", einerseits ist sie 
Teil der Streitkräfte, andererseits eine besondere "Aufruhrpolizei" und für die Bewahrung der öffentlichen 
Sicherheit besonders in abgelegenen Gegenden zuständig. Aus diesem Tätigkeitsbereich stammt auch der Ruf 
der Gendarmerie als "besonders unfreundliche" Organisation, sie ist vielfach mit äußerst brutalen 
Vorgehensweisen besonders gegen die ländliche Bevölkerung in Verbindung gebracht worden. 
 



 Asylgerichtshof 14.01.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 8 von 26 

Wehrdienstentziehung ist in der Türkei strafbar, wobei sehr deutlich zwischen der Wehrdienstentziehung vor 
dem Antritt des Wehrdienstes und der Wehrdienstentziehung aus einem bereits angetretenen Wehrdienst heraus 
zu unterscheiden ist. Es handelt sich den erreichbaren Informationen nach um ein Massendelikt, das Quellen der 
90er Jahre zufolge eher als "Kavaliersdelikt" galt. Deshalb sind die Strafen in aller Regel sehr gering gewesen, 
geringfügige Gefängnisstrafen, die das Militärstrafgesetz vorsieht, sollen stets in Geldstrafen umgewandelt 
worden sein. Die Bedeutung des Faktums des nicht abgeleisteten Wehrdienstes liegt eher darin, dass der 
Wehrdienst als "Führungszeugnis" eines türkischen jungen Mannes dient, und sich allerlei Sanktionen mehr 
gesellschaftlicher und sozial-familiärer Art anschließen können, mit Ausnahme der infolge der Nichtableistung 
des Wehrdienstes bestehenden Unmöglichkeit einen Reisepass zu erhalten. Neuere Informationen zur 
tatsächlichen Bestrafungspraxis liegen nicht vor, es gibt auch keinen Hinweis darauf, dass sich insoweit etwas zu 
Ungunsten der Betreffenden geändert haben könnte. Es gibt auch keinen Hinweis darauf, dass türkischstämmige 
und kurdischstämmige Personen insoweit unterschiedlich behandelt werden. 
 

Wehrdienstverweigerer, die es in der Türkei erst seit den 90er Jahren gibt, werden zum Teil mit 
Gefängnisstrafen, auch mehrfach, bestraft. Hier werden extreme Einzelfälle berichtet, in denen Strafen bis zu 3 
Jahren verhängt und auch abgeleistet wurden. 
 

Ein eventueller Freikauf vom Wehrdienst setzt voraus, dass ein mindestens dreijähriger legaler, also kein nach 
dem Asylgesetz nur vorübergehender, Aufenthalt und eine entsprechende Erwerbstätigkeit im Gastland 
nachgewiesen werden. Eine Haftzeit wird, sofern Gefängnisarbeitslosengeld bezogen wurde, mit eingerechnet. 
 

Nach den vorliegenden Informationen wird von einem türkischen Wehrpflichtigen erwartet, dass er sich von sich 
aus zu den türkischen Militärbehörden begibt. Es besteht also eine aktive Verpflichtung selbst für die Meldung 
bei den türkischen Militärbehörden zu sorgen. Widrigenfalls versuchen die Militärbehörden auf schriftlichem 
Wege, aber auch durch Anrufe und durch Vorsprache von Polizeibeamten, Kontakt zu dem Betreffenden 
aufzunehmen. Wenn dies misslingt, werden die Fahndungscomputer der Polizei, aber auch die Computer der 
jeweiligen Ein- und Ausreisestellen mit den Daten des Betreffenden versorgt, so dass dieser dann bei einer Ein- 
oder Ausreise auffallen sollte. 
 

Es gibt in der türkischen Armee Spezialeinheiten, so etwa Aufklärungs-Einheiten, die verdeckt im Nordirak 
operieren, auch polizeiliche Aufgaben werden gelegentlich von speziellen Armeeeinheiten erledigt, außerdem 
geheimdienstliche Operationen vor allen Dingen im Zusammenhang mit dem Krieg gegen die PKK in der 
Südosttürkei, deren Berühmteste die Entführung des PKK-Anführer Öcalan aus Nairobi im Februar 1990 ist. Es 
handelt sich hierbei um hoch spezialisierte und qualifizierte Leute, die "politisch zuverlässig" sind und nicht nur 
über eine sehr spezielle Ausbildung, sondern auch über eine hohe Loyalität verfügen. 
 

Angehörige der kurdischen Volksgruppe werden ohne Unterschied zu sonstigen türkischen Staatsbürgern 
einberufen. Aus türkischer Sicht gibt es ohnedies kein "kurdisches Volk", auch wenn man sich inzwischen dazu 
durchgerungen hat, die kurdische Sprache als eine eigene Sprache anzuerkennen, auch dass die Kurden eine 
eigene ethnische Gruppe sind, hat sich letztlich auch in der "offiziellen Türkei" durchgesetzt. Für den 
Wehrdienst und für das türkische Militär, welches ein Hort des Säkularismus und des türkischen Nationalstaates 
ist, in dem die Führer des Militärs die Feinde aller Sezessionsbewegungen aber auch des religiösen Islamismus 
sind, spielen diese Unterschiede aber keine Rolle. 
 

Im Allgemeinen werden die Wehrpflichtigen in Kasernen in der Nähe ihrer Wohnsitze einberufen. Das ist 
allerdings nicht Gesetz. Hier spielen auch militärische Notwendigkeiten eine große Rolle. Für Kurden gilt hier 
allerdings etwas Anderes, soweit sie aus dem Südosten der Türkei kommen. Diese setzt man im Allgemeinen 
nicht im Südosten der Türkei ein. Sie werden im Norden und im Westen eingesetzt. Der Grund liegt darin, dass 
die Kurden nicht in die Situation gelangen sollen, ihre Loyalität zwischen dem türkischen Militär und der 
kurdischen Nationalbewegung gewissermaßen "aufzuspalten". Das türkische Militär ist nicht an Leuten 
interessiert, die die "Moral der Truppe" beeinträchtigen könnten, weil ein ständiger Loyalitätskonflikt vorliegt, 
und umgekehrt ist es auch nicht daran interessiert sich in den bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen auf 
Leute zu stützen, die diesen Auseinandersetzungen misstrauisch oder feindlich gegenüber stehen. Dass Kurden 
gerade wegen ihrer ethnischen Volkszugehörigkeit "gezielt im Kurdengebiet eingesetzt werden", und es deshalb 
zu Übergriffen dieser gezielt dort eingesetzten Kurden gegen die kurdische Zivilbevölkerung kommen kann, 
würde letztlich der dortigen Politik widersprechen. 
 

Es gibt immer wieder einzelne Berichte, nach denen Kurden oder andere Minderheiten in den Reihen der Armee 
unangemessen behandelt wurden. Die türkische Armee ist eine Säule und der politische Rückhalt des türkischen 
Nationalismus und des politischen Säkularismus. Soweit die Kurden dem zuwider als ethnische Minderheit 
politische Forderungen, die sich auf diesen Status beziehen, offensiv vertreten, müssen sie damit rechnen den 
Argwohn ihrer Offiziere zu erregen und dementsprechend schikaniert oder diskriminiert zu werden. Der 
türkische Nationalismus fördert Ressentiments gegenüber anderen ethnischen Gruppierungen, insbesondere den 
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Kurden, da sie als Gefahr für die nationale Einheit der Türkei betrachtet werden. Deshalb gibt es immer wieder 
Berichte von Kurden, die sich über schlechte und diskriminierende Behandlung innerhalb der türkischen Armee 
beklagen. Freilich sollte man sehen, dass die türkische Armee kein angenehmer Aufenthaltsort ist, schon gerade 
nicht für Wehrpflichtige. Das Land hat eine durchaus orientalisch-despotische Tradition insoweit, und 
Armeeneulinge werden dort nicht immer "freundlich behandelt". Es gibt daher einzelne Berichte von 
Diskriminierungen, es lässt sich indessen nicht belegen, dass diese flächendeckend alle Kurden betreffen, und ist 
auch nicht davon auszugehen, dass so etwas - über den allgemein üblichen Drill und Stress hinaus - einem 
Kurden droht, der sich nicht in irgendeiner Weise offensiv als Anhänger oder Parteigänger der kurdischen 
Nationalisten - gleich welcher Prägung - zu erkennen gibt." 
 

2) 
 

(aus: Deutsches Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik 
Türkei, Stand: Juli 2008) 
 

"Der Wehrpflicht unterliegt jeder männliche türkische Staatsangehörige unabhängig von seiner 
Volkszugehörigkeit. Der fünfzehnmonatige (für Universitätsabsolventen sechs- bzw. zwölfmonatige) 
Wehrdienst wird in den Streitkräften einschließlich der Jandarma abgeleistet. Das Höchstalter für die Ableistung 
des Wehrdienstes liegt bei 40 Jahren, kann aber unter bestimmten Voraussetzungen auch darüber hinausgehen. 
 

Ein Recht zur Verweigerung des Wehrdienstes oder der Ableistung eines Ersatzdienstes besteht nicht. 
Wehrdienstverweigerer und Fahnenflüchtige werden strafrechtlich verfolgt. Gemäß Art. 63 des 
Militärstrafgesetzes beträgt die Strafe für Wehrdienstverweigerung, wenn die Person dem Musterungsbefehl 
nicht folgt und drei Monate nach Zustellung desselben gefasst wird, zwischen sechs Monaten und drei Jahren. 
Die Verjährungsfrist richtet sich nach Art. 66e tStGB und beträgt zwischen fünf und acht Jahre, falls die Tat mit 
Freiheitsstrafe bedroht ist. 
 

Suchvermerke für Wehrdienstflüchtlinge werden seit Ende 2004 nicht mehr im Personenstandsregister 
eingetragen. 
 

Bis 2004 kam es bei Wehrdienstentziehung auch zur Aberkennung der türkischen Staatsangehörigkeit (Art. 25c 
tStAG). Die gesetzliche Bestimmung existiert noch, wird aber aufgrund eines unveröffentlichten Erlasses des 
türkischen Innenministeriums nicht mehr angewandt. Seit dem 12.06.2003 können Personen, die u. a. wegen Art. 
25 tStAG die türkische Staatsangehörigkeit verloren haben, unabhängig von ihrem Wohnsitz erneut in die 
türkische Staatsangehörigkeit aufgenommen werden, sofern sie verbindlich erklären, den Wehrdienst ableisten 
zu wollen. Der Entwurf eines neuen Staatsangehörigkeitsgesetzes sieht vor, dass eine Ausbürgerung wegen 
Nichtableistung des Wehrdienstes nicht mehr möglich ist. 
 

Im Ausland lebende Wehrpflichtige haben die Möglichkeit, sich gegen Ableistung einer dreiwöchigen 
Grundausbildung und Bezahlung eines Betrages in Höhe von 5.112 ¿ von der Wehrpflicht freizukaufen. Ab 
einem Lebensalter von 39 Jahren beträgt die Freikaufsumme 7.668 ¿. 
 

Kurdischstämmige Wehrdienstleistende sind keinen Nachteilen aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit 
ausgesetzt. Sie können während ihres Wehrdienstes auch in ihrer Herkunftsregion eingesetzt werden." 
 

3) 
 

(aus: Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement, Bundesamt für Migration BFM, 
 

Direktionsbereich Asylverfahren, Migrations- und Länderanalysen; 02.09.2008) 
 

"In der Türkei besteht für Männer zwischen 20 und 41 Jahren die allgemeine Wehrpflicht. Es besteht keine 
gesetzliche Möglichkeit, einen Wehrersatzdienst zu leisten. 
 

Militärdienstverweigerung ist nicht möglich und strafbar. Es gibt auch Fälle türkischer Militärdienstverweigerer, 
die nach verbüßter Strafe und fortgesetzter Verweigerung von der türkischen Justiz teilweise wiederholt für das 
gleiche Vergehen verurteilt worden sind. Der EGMR erkannte hierin 2006 eine Verletzung von Artikel 3 der 
EMRK durch die Türkei. Nur für fest im Ausland lebende Türken (Minimum 3 Jahre mit Aufenthaltsbewilligung 
im Ausland) besteht die Möglichkeit, mit einem Geldbetrag und einem 21-tägigen "Grundkurs" in der Türkei 
den Militärdienst bis im Alter von 38 Jahren zu einem beliebigen Zeitpunkt abzuleisten. Gegenwärtig soll es in 
der Türkei 69 Militärdienstverweigerer geben. 
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Für den Kampf gegen die PKK werden in der Türkei sowohl die Armee, die Gendarmerie, die Polizei sowie 
Spezialeinheiten (Geheimdienstformationen, aber im weitesten Sinn auch Dorfschützer) eingesetzt. Bei 
Gendarmerie, Polizei sowie Spezialeinheiten erfolgt kein Einsatz gegen den Willen des Betroffenen im 
eigentlichen Sinne, da diese Personen sich aus freiem Willen zu diesem Beruf entschlossen haben und ihn auch 
aufgeben könnten. Zudem kommen bei größeren Operationen gegen die PKK Einheiten/Personen zum Einsatz, 
welche eine Spezialausbildung im Antiterrorkampf besitzen. Auch bei der gezielten Terrorbekämpfung gegen 
die PKK durch die Armee werden speziell ausgebildete Kommandoeinheiten eingesetzt. Seit 2008 werden in 
diesen Kommandoeinheiten zur Terrorbekämpfung keine Reserveoffiziere mehr eingesetzt. Ab 2009 sollen die 
bisher ebenfalls eingesetzten Wehrpflichtigen, welche ebenfalls zuvor eine Spezialausbildung im 
Antiterrorkampf absolviert haben, mit freiwilligen Berufssoldaten ersetzt werden. 
 

In der Türkei besteht die allgemeine Wehrpflicht. In der türkischen Armee wird weder auf die Ethnie noch die 
Einstellung zur PKK speziell Rücksicht genommen. Für den Einsatz der Wehrpflichtigen (Truppengattung, 
Einsatzort etc.) können zwar spezielle Fähigkeiten, die Ausbildung, Herkunft und auch Wünsche der 
Wehrpflichtigen berücksichtigt werden, letztlich 
 

bestimmt jedoch die Armee abschließend und während der ganzen Wehrpflicht über ihre Bedürfnisse und den 
Einsatzort der Wehrpflichtigen. Mitunter ist also bei Antritt des Wehrdienstes für den Rekrutierten nicht 
absehbar, wie und wo er seinen Militärdienst ableisten wird. 
 

Die türkischen Streitkräfte bestehen aus einem Heer mit ca. 400.000, der Marine mit ca. 50.000 und der 
Luftwaffe mit ca. 60.000 Mann. In allen drei Truppengattungen kommen Wehrpflichtige zum Einsatz. Die 
Hauptquartiere der vier Armeen der Landstreitkräfte befinden sich in Istanbul, Malatya, Erzincan und Izmir. 
Eine gewisse Wahrscheinlichkeit, aktiv gegen die PKK zu kämpfen, besteht nur für die im Osten des Landes 
stationierten Landstreitkräfte und die Luftwaffe. Nur bei einem Teil davon handelt es sich jedoch um mit 
Wehrpflichtigen bestückte Kampfverbände, und wiederum nur ein Teil der Kampfverbände wird effektiv in der 
direkten Konfrontation mit dem bewaffneten Gegner eingesetzt. 
 

Ein größerer Teil der Truppe würde erst bei einer groß angelegten türkischen (Boden-) Offensive im Nordirak 
gegen die PKK eingesetzt. Nicht ausgeschlossen sind zudem Defensivaktionen gegen die PKK, falls diese eine 
Armeeeinheit angreift. Effektiv kommen Armeeangehörige auch immer wieder bei Offensivaktionen der PKK 
(Minen, Explosionen, Attentate) ums Leben (So sollen z.B. im ersten Halbjahr 2007 ca. 70 türkische Soldaten 
durch PKK-Angriffe ums Leben gekommen sein. News@ORF.at, 14.07.08) 
 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass türkische Staatsbürger kurdischer Herkunft als Grundwehrdiener und gegen 
ihren Willen in einem engeren oder weiteren Sinne im Kampf gegen die PKK eingesetzt werden, da die 
Terrorbekämpfung einen Grundauftrag der türkischen Armee darstellt. Es ist jedoch festzuhalten, daß diese 
Personenkategorie nicht überdurchschnittlich dergestalt eingesetzt wird. Die türkischen Streitkräfte eruieren auch 
gar nicht speziell, welche Wehrdienstleistende kurdischer oder sonstiger ethnischer Herkunft sind und welche 
gegen die PKK kämpfen wollen und welche nicht (So waren unter den acht im Herbst 2008 von der PKK als 
Geiseln genommenen Soldaten neben ethnischen Türken auch ethnische Kurden und Araber. Bia news centre, 
Istanbul. 24.10.08). Ein beachtlicher Teil der Kurden in der Türkei ist aber der PKK gegenüber durchaus auch 
kritisch eingestellt. Zudem gibt es wohl auch unter den Wehrdienstpflichtigen nichtkurdischer Herkunft 
Personen, die in ihrem Wehrdienst lieber nicht aktiv gegen die PKK oder andere Formationen kämpfen 
möchten." 
 

4) 
 

(aus: Konrad Adenauer Stiftung, www.kas.de, Web-Zugriff v. 5.11.2006; 
 

"Neue Rechtsgrundlage für Kriegsdienstverweigerer tritt am 5. Oktober 2006 in Kraft. 
 

Künftig werden Zivilgerichte mit der Verhandlung dieser Fälle betraut (¿Gelassene Reaktion auf den EU-
Fortschrittsbericht in der Türkei: Politischer Kurzbericht') [ID 18532"]: 
 

"Ab dem 05. Oktober 2006 gilt eine neue Rechtsgrundlage für Kriegsdienstverweigerer und Fahnenflüchtige. 
Bisher wurden solche Fälle vor den Militärgerichten verhandelt und konnten mit Gefängnisstrafen von einem 
Monat bis zu drei Jahren geahndet werden. Nun sind türkische Zivilgerichte mit der Verhandlung dieser Fälle 
betraut. Einerseits kommt es zur Entflechtung von Militär und Zivilgesellschaft und anderseits erhofft man sich 
davon eine Entlastung der Militärgerichte, weil über 50% der Verfahren vor diesen Gerichten solche Fälle sind." 
 



 Asylgerichtshof 14.01.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 11 von 26 

5) 
 

(aus: Schreiben des türkischen Justizministeriums, Generaldirektion für Strafangelegenheiten, an die 
Oberstaatsanwaltschaft, 03.07.2008; 
 

"Wegen Personen, die sich versteckt halten, Musterungsverweigerer und Dienstflüchtige sind bzw. zum 
Militärdienst zu spät erscheinen") 
 

... 
 

1. Personen, die sich versteckt halten, Musterungsverweigerer oder Dienstflüchtige sind oder zum Militärdienst 
zu spät erscheinen, können nur aufgrund eines Antrages der Militärkommandos, dass sie im ganzen Land 
verfolgt werden sollten, ohne einen Beschluss der Ermittlungsbehörde nicht festgenommen und angehalten 
werden. 
 

2. Gegen Personen, die sich versteckt halten, Musterungsverweigerer oder Dienstflüchtige sind oder zum 
Militärdienst zu spät erscheinen, und trotz eines Befehles nicht erscheinen oder denen keine Befehle zugestellt 
werden können, kann aufgrund eines Antrages des Staatsanwaltes vom Strafrichter eines Amtsgerichtes der 
Fahndungsbefehl erlassen werden. 
 

3. Wenn während des Ermittlungsverfahrens oder nach Ende eines Strafverfahrens von der zuständigen 
Oberstaatsanwaltschaft das Verfahren eingestellt wird oder vom Gericht ein Freispruch gefällt wird und dieses 
Urteil rechtskräftig ist, bedeutet es, dass diese Straftaten nicht stattfanden und die verdächtigen Personen oder 
Beschuldigte nicht festgenommen werden können. 
 

4. Nach Beendigung eines Strafverfahrens und Rechtskraft einer Haftstrafe oder einer Haft- und Geldstrafe und 
nach der Vollziehung dieser Strafe können die verurteilten Personen, gemäß Nummer 1632 des 
Militärstrafgesetzes, Art. 63, nach Vollstreckung einer diesbezüglichen Entscheidung zu den Militärbehörden 
überstellt werden. 
 

5. Da die Militärbehörden gemäß Art. 164 und 165 Strafprozessordnung keine Justizbehörden sind, sind die 
Verdächtigen nach Art. 160, Abs. 1 Strafprozessordnung von den Oberstaatsanwaltschaften oder von 
Polizeibeamten über die obigen Straftaten zu befragen. Auch wenn zuvor ein Ermittlungsakt von der 
Militärbehörde übermittelt wurde, wird der Verdächtige zwar sofort befragt, der Akt darf aber (wegen deren 
Unzuständigkeit) nicht an diese rückgemittelt werden. 
 

6. Gemäß Entscheidung des 5. Kassationsgerichtes vom 01.04.2008, Aktenzahl: 2008/3142 und Urteilszahl: 
2008/3056, ist bei einem Musterungsverweigerer und Dienstflüchtigen das Gericht des Ortes, an dem die 
Personen registriert sind, zuständig. Bei Personen, die zu spät beim Militärdienst erscheinen oder bei der 
Versetzung flüchten, ist das Gericht des Versetzungsortes, in dem sich die Einheit befindet, zuständig. 
 

7. Gegen Verdächtige, die als Reserveoffiziere kandidiert haben und flüchtig sind, wird, anstatt für jede 
Einberufungsperiode eine Strafanzeige zu erstatten, eine Strafanzeige für zwei oder drei Einberufungsperioden 
gemeinsam von den Oberstaatsanwaltschaften erstattet. Anschließend wird die Strafanzeige dem verpflichteten 
Betroffenen geschickt. 
 

8. Gemäß Artikel 237 und 260 Strafprozessordnung steht den Militärbehörden gegen die Entscheidungen der 
Oberstaatsanwaltschaften und Gerichte über die obigen Straftaten kein Beschwerderecht zu. Trotzdem wird von 
den Justizbehörden eine Ausfertigung eines Urteiles an die Militärbehörden übermittelt. 
 

9. Über die Personen, die dienstflüchtig sind und mit einem Attest direkt bei den Staatsanwaltschaften 
erscheinen, werden von den Militärbehörden die Daten, Dokumente oder Akten über diese Person eingeholt. 
 

10. Ärztliche Berichte der dienstflüchtigen Personen, die der Militärbehörde vorlegt werden, werden aufgrund 
einer Anzeige dieser Behörde von den Oberstaatsanwaltschaften überprüft. Dieser Bericht wird der 
Militärbehörde nicht übermittelt. 
 

6) 
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(aus: ACCORD - Anfragebeantwortung, a-6276, v. 13. August 2008 zur Anfrage des Asylgerichtshofs vom 11. 
August 2008) 
 

a) 
 

Völkerrechtswidrige Handlungen türkischer Soldaten bei Einsätzen im Nordirak und Verurteilung durch 
Völkergemeinschaft (insb. UN-Sicherheitsrat)? 
 

"In den ACCORD derzeit zur Verfügung stehenden Quellen konnten im Rahmen der zeitlich begrenzten 
Recherche keine Informationen zur Verurteilung völkerrechtswidriger Handlungen türkischer Soldaten im 
Nordirak durch die Völkergemeinschaft (insbesondere den UN-Sicherheitsrat) gefunden werden". 
 

b) 
 

Heranziehung von Grundwehrdienern zu Einsätzen der Türkei gegen die PKK im Nordirak? 
 

"In einem Bericht der Jamestown Foundation vom Oktober 2007 wird erwähnt, dass der Einsatz von 
Grundwehrdienern in Anti-Terror-Operationen schrittweise zugunsten hauptberuflicher Soldaten abgeschafft 
werden solle. Die Entscheidung sei teilweise auch eine Reaktion auf die weitverbreitete öffentliche 
Wahrnehmung, dass die Todesopfer auf Seiten des türkischen Heeres auf die unzureichende Ausbildung der 
Grundwehrdiener zurückzuführen seien: 
 

¿Turkey is phasing out the use of conscripts in counter-terrorism operations in favor of a professional force of 
volunteers. The move is in part a reaction to a popular perception in Turkey that TSK casualties are largely the 
result of insufficient training for conscripts.' (Jamestown Foundation, 2. Oktober 2007) 
 

Nach Einschätzung der World Politics Review vom November 2007 sei die Umwandlung der 
Sondereinsatztruppen von Grundwehrdienereinheiten zu Einheiten von Hauptberuflichen ein Prozess, der seit 
mehreren Jahren andauere. Traditionell habe die Türkei die PKK im Nordirak mit kleinen 10- bis 15-Mann-
Truppen, die aus Grundwehrdienern unter der Führung nicht-bevollmächtigter Offiziere bestehen würden, 
bekämpft: 
 

¿Turkey has traditionally fought the PKK in northern Iraq with small 10-15 man units of conscript troops led by 
non-commissioned officers. For targeted raids, however, Turkey would be more likely to use its elite mountain 
commando units, which are part of its six Special Forces brigades. For the past several years, Turkey has been 
converting its Special Forces from conscript units to professional all-volunteer units.' (World Politics Review, 7. 
November 2007) 
 

Der in Istanbul lebende Journalist und Autor Gareth Jenkins beschreibt den Stand der Heeresform im World 
Bulletin im Mai 2008 folgendermaßen: 
 

¿Seit Anfang Mai 2008 verpflichte das türkische Militär Grundwehrdiener nicht mehr als Reserveoffiziere für 
seine Kommandobrigaden. Dies sei der erste Schritt eines Prozesses, der zur Schaffung der ersten vollständig aus 
Professionisten zusammengesetzten Armeeeinheiten führen solle. Derzeit seien rund 500.000 der 600.000 
Armeeangehörigen Grundwehrdiener, der Wehrdienst sei für alle Männer über 20 Jahre verpflichtend. 
Traditionell hätten sich alle Militäreinheiten aus Grundwehrdienern unter dem Kommando eines Mitglieds des 
Offizierskorps zusammengesetzt. 
 

Die meisten Grundwehrdiener seien Positionen zugewiesen, in denen sie nicht am Kampf beteiligt seien, einige 
allerdings seien in Kampfeinheiten, wie den Kommandos, stationiert. 2007 hätten der Generalstabschef General 
Yasar Buyukanit und der Kommandant der türkischen Landstreitkräfte Ilker Basbug bekanntgegeben, dass ab 
Mai 2008 Grundwehrdiener schrittweise aus Kommandoeinheiten abgebaut und durch Hauptberufliche ersetzt 
werden sollten. Man erwarte, dass die sechs Kommandoeinheiten, die sich aus rund 10.000 Mann 
zusammensetzen würden, bis Ende 2009 vollständig mit Professionisten besetzt worden sein würden.' (World 
Bulletin, 6. Mai 2008) 
 

Einem Bericht der Jamestown Foundation vom Juli 2008 zufolge würden die sechs Kommandobrigaden nach 
Angaben des Kommandanten der Landstreitkräfte General Ilker Basbug erst ab 2009 aus hauptberuflichen 
Soldaten, und nicht mehr aus Grundwehrdienern, zusammengestellt werden: 
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¿Recent counter-insurgency operations of the Turkish Armed Forces (TSK) in northern Iraq have once again 
brought to the forefront its highly trained Ozel Kuvvetler Komutanligi (OKK - Special Forces Command). The 
OKK deployment comes as Turkey reorganizes its large conscript army to create a smaller, more professional 
force in which Special Forces and commando groups will play a large role in tackling threats from terrorists and 
insurgents. [...] Given that the international community may not tolerate large-scale military operations in 
northern Iraq, and large troop deployments on the Iraqi border harm the military's image in the eyes of Kurdish 
communities on both sides of the border, the military leadership may consider frequent small-scale military 
operations. Under the current conditions, they might be as successful as large scale operations. This reasoning 
may lead to increasing the Turkish Special Forces' involvement in cross-border operations. Such operations 
would direct Turkish strategy away from larger operations to smaller, tactical, and high-tech supported 
operations. In fact, Land Forces Commander Gen. Ilker Basbug has made it clear that starting from 2009, six 
TSK commando brigades will consist of professional soldiers rather than conscripts.' (Jamestown Foundation, 
10. Juli 2008)" 
 

7) 
 

(aus: ACCORD - "Wehrdienstverweigerung in der Türkei", Vortrag der türk. Rechtsanwältin S. Coskun am 
26.09.2008; Zusammenfassender Bericht v. März 2009) 
 

"Die Anzahl der Personen, die in einem bestimmten Jahr zum Militärdienst einberufen wird, soll vom 
Verteidigungsministerium unter Berücksichtigung des Vorjahres festgelegt und dem Büro des Generalstabs 
mitgeteilt werden (Gesetz Nr. 1111 (Militärgesetz) vom 20. März 1927). Das Büro des Generalstabs soll jene 
Zahl an Wehrdienern festlegen, die die türkischen Streitkräfte benötigen und diese dem 
Verteidigungsministerium mitteilen. Falls die Anzahl jener Personen eines Jahrgangs, die im Rahmen des 
bestehenden Einberufungssystems ihre Grundausbildung absolviert haben, über diese festgelegte Zahl 
hinausgeht, kann ihr Wehrdienst mit Absolvierung der Grundausbildung als erfüllt angesehen werden, wenn sie 
einen bestimmten Betrag zahlen oder, falls von ihnen bevorzugt, in einer öffentlichen Einrichtung oder 
Organisation arbeiten. Abwesende Wehrpflichtige, Wehrdienstverweigerer oder für den Wehrdienst nicht 
registrierte Personen werden von dieser Überschussregelung nicht erfasst." 
 

"Zur Einberufung sollen laut Gesetz Nr. 1111 jährlich zwischen 1. und 30. April Listen mit den Namen der zum 
Wehrdienst einzuziehenden Wehrpflichtigen an den schwarzen Brettern der Militärdienststellen und der Büros 
der Dorfvorsteher ausgehängt werden. Diese Bekanntgabe gilt als offizielle Benachrichtigung. Wehrpflichtige, 
deren Namen nicht auf den Listen aufscheinen oder falsch geschrieben sind, müssen dies bis zum 15. Mai bei 
den Staatsbürgerschaftsverwaltungsbüros bekannt geben, das Unterlassen werde als Verweigerung der 
Musterung geahndet (vgl. Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 17). Wehrpflichtige müssen selbst dafür sorgen, 
dass ihre Einberufung korrekt durchgeführt werde. Sollten sie keinen Aufschub beantragt und erhalten haben, 
würden sie automatisch als flüchtig gelten, wenn sie sich nicht bei der Wehrdienstbehörde melden würden, auch 
wenn ihnen kein Einberufungsbefehl zugestellt worden sei." 
 

"Ein Aufschub jeweils auf das Folgejahr ist, je nach den geltenden Umständen (und in einigen Fällen nur in 
Friedenszeiten), bis zum 29., 33., 36. oder 38. Lebensjahr und in einigen Fällen auch unabhängig vom Alter 
möglich: 
 

Personen, die nicht ausreichend körperlich entwickelt sind, "um dem Militär von Nutzen zu sein" (Republik 
Türkei, 20. März 1927, Art. 35). 
 

Heilbar Kranke und Personen, die sich in Haft befinden (vgl. Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 35). Muss 
dieser jeweils einjährige Aufschub aufgrund der drei eben genannten Gründe vier Mal verlängert werden, so 
wird die Person im fünften Jahr als untauglich erklärt (vgl. Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 37). 
 

Schüler und Studenten an Militärschulen, Mittelschulen oder höheren Bildungseinrichtungen, bei denen die 
Anwesenheit durch Gesetze oder Regulierungen verpflichtend ist, Universitäten oder berufsbildenden Schulen, 
an privaten ausländischen Schulen oder in Schulen im Ausland, die vom Bildungsministerium als äquivalent 
anerkannt sind. Deren Wehrdienst kann bis zum 29. Lebensjahr spätestens verschoben werden. All jene, die ihre 
Ausbildung bis zu diesem Alter nicht abgeschlossen haben, an zwei aufeinander folgenden Jahren nicht 
bestanden haben, die sich in einer anderen höheren Bildungseinrichtung einschreiben oder eine Spezialisierung 
beginnen, oder die sich nach Abschluss auf einer anderen Fakultät einschreiben, erhalten keinen Aufschub, 
sondern sollen sofort eingezogen werden. 
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Personen, die die Mittelschule abgeschlossen haben und zum Zeitpunkt der Musterung aus zeitlichen Gründen 
noch keine Zusage von einer Hochschule erhalten haben, erhalten ein Jahr Aufschub, wenn sie die notwendigen 
Dokumente vorweisen können. 
 

Söhne von Vätern oder verwitweten Müttern, die zwei wehrpflichtige Söhne haben, von deren einer bereits beim 
Militär ist, werden nicht einberufen, solange der Bruder seinen aktiven Wehrdienst nicht beendet hat. 
 

Das Verteidigungsministerium kann die Einberufung für folgende Personen bis zum Ende des 33. Lebensjahres 
aufschieben: 
 

Öffentlich Bedienstete, die in Einrichtungen gemäß Gesetz Nr. 160 (Dezember 1960) beschäftigt sind, wenn ein 
Aufschub aufgrund der speziellen Art ihrer Pflichten nötig ist; Personen in praktischer Ausbildung, in einem 
höheren Diplomstudium, einer Spezialisierung oder einem Medizinstudium in der Türkei oder im Ausland; 
Öffentlich Bedienstete auf Empfehlung des für sie zuständigen Ministeriums (oder, im Falle öffentlich 
Bediensteter, die nicht bei einem Ministerium, sondern etwa bei der Präsidentschaftsgeneralsekretariat oder der 
Nationalversammlung angestellt sind, auf Empfehlung des Leiters der jeweiligen Einrichtung). 
 

Absolventen höherer Bildung, die sich durch global herausragende wissenschaftliche Leistungen hervorgetan 
haben, können auf Vorlage einer diesbezüglichen Bestätigung der wissenschaftlichen Einrichtung, bei der sie 
beschäftigt sind, einen Aufschub bis zum 36. Lebensjahr erwirken. 
 

Im Ausland lebende und arbeitende Personen können alle militärischen Prozeduren, wie Musterung, Einberufung 
und Überstellung, bis zum 38. Lebensjahr aufschieben, wenn sie die Unterlagen, die ihren Status belegen, alle 
zwei Jahre zusammen mit einem Ansuchen um Aufschub beim zuständigen türkischen Konsulat vorlegen. (vgl. 
Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 35) 
 

"Der Antrag um Aufschub muß bei der Wehrdienstbehörde nicht persönlich erfolgen, ein Angehöriger oder ein 
Vertreter kann diese erforderliche Bescheinigung auch dort vorlegen (Coskun, 26. September 2008, S. 17f). Es 
komme auch vor, dass die Universitäten Informationen über den Studienverlauf einzelner Studierender an die 
Wehrdienstbehörde weiterleiten (Coskun, 20. Februar 2009)." 
 

"In Paragraf 7 des Gesetzes für Personalangelegenheiten der türkischen Streitkräfte wird definiert, welche 
Personen nicht fähig seien, den Militärdienst abzuleisten. Der erste Grund sei ein schlechter Gesundheitszustand, 
beispielsweise Behinderungen oder chronische Krankheiten fortgeschrittenen Maßes. Diese Personen würden 
eine Untauglichkeitsbescheinigung erhalten (Coskun, 26. September 2008, S. 22f). Auch das Militärgesetz Nr. 
1111 sieht vor, dass Personen, deren physischer Zustand gemäß der Gesundheitseignungsregulation für die 
türkischen Streitkräfte nicht ausreichend sei, vom Wehrdienst befreit werden soll (vgl. Republik Türkei, 20. 
März 1927, Art. 10)." 
 

"Der zweite vom Gesetz für Personalangelegenheiten behandelte Aspekt sei jener der sozialen oder 
Persönlichkeitsstörung. Dieser Erlass diene dazu, Personen, die immer wieder nach der Entlassung wegen 
Verweigerung eingesperrt werden, aufgrund eines ärztlichen Befundes nicht neuerlich anklagen zu müssen 
(Coskun, 26. September 2008, S. 23). Laut Mehmet Bal handle es sich bei dieser Vorgangsweise um eine neue 
Strategie des Militärs. Auf diese Weise habe man die Fälle zweier von vier Wehrdienstverweigerern, die 
laufende Verfahren haben, abschließen können15 (vgl. Connection e.V., September 2008)". 
 

"Die türkische Homosexuelleninitiative Kaos GL führt in einem Artikel über Homosexuelle beim Militär aus, 
dass das Militär bei der Musterung das DSM II (Diagnostisches und statistisches Handbuch für geistige 
Störungen) aus dem Jahr 1968 verwende, dem zufolge Homosexualität eine psychosexuelle Störung sei, weshalb 
all jene, die diese "Störung" aufweisen würden, als untauglich erachtet würden (Kaos GL, Oktober 2006). 
Homosexuelle Personen seien laut S. Coskun verpflichtet, in dem Augenblick, in dem sie ihre Homosexualität 
bekannt geben, selbige zu beweisen (Coskun, 26. September 2008, S. 23). Man müsse Fotos oder Videos von 
sich selbst bei gleichgeschlechtlichem Verkehr vorlegen und/oder sich einer rektalen Untersuchung unterziehen 
(Kaos GL, Oktober 2006). Auch Human Rights Watch hält in einem Bericht vom Mai 2008 fest, dass 
Homosexuelle nicht zum Wehrdienst zugelassen würden, so sie ihre sexuelle Orientierung mit Fotos und 
Untersuchungen "beweisen" könnten (HRW, Mai 2008, S. 9). Die Feststellung der Untauglichkeit liegt im 
Ermessen der Militärbehörde, der in diesem Zusammenhang von der türkischen Homosexuelleninitiative Willkür 
vorgeworfen wird (Kaos GL, Oktober 2006). Kommt die türkische Wehrdienstbehörde zu dem Schluss, dass die 
betreffende Person homosexuell sei würde eine Bescheinigung erstellt und die Person freigestellt (Coskun, 26. 
September 2008, S. 11)." 
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"Die Auswahl von Rekruten für bestimmte Regionen erfolge ausschließlich auf Computerbasis (Coskun, 26. 
September 2008, S. 20). Für türkische Staatsbürger, die aus dem Ausland zurückkämen, gebe es keine 
gesonderte Vorgangsweise - auch ihre Zuteilung zu bestimmten Regionen würde von der Wehrdienstbehörde per 
Computer entschieden (Coskun, 26. September 2008, S. 34)." 
 

"Die Sondereinsatztruppen des türkischen Militärs teilen sich nach Angaben der US-amerikanischen Online-
Zeitung DefenseNews.com in zwei Kategorien, die kleinere Gruppe der Kommando-Spezialkräfte und die 
30.000-Mann starken, aus sechs Brigaden bestehenden Kommandotruppen, die im Februar 2008 mit 
Unterstützung einer kleinen Anzahl an Kommando-Spezialkräften eine Bodenoffensive gegen die Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) im Nordirak durchgeführt hätten. Nur rund 20 Prozent der Kommandotruppen setze sich aus 
Berufssoldaten zusammen, der Rest seien Wehrdiener. (DefenseNews.com, 19. Mai 2008)" 
 

"Nach Angaben S. Coskuns habe es im Mai 2008 einen Erlass gegeben, dem zufolge einfache Soldaten, Gefreite 
und Reserveoffiziere ab Ende 2008 nicht mehr zur Bekämpfung des Terrorismus zu Kommandoeinheiten 
eingezogen werden dürften. Die Umsetzung dieses Erlasses würde stufenweise vorbereitet, ab Ende 2009 sollten 
Feldwebel und einfach Soldaten gar nicht mehr zu Kommandoeinheiten eingezogen werden. Ab 2010 würden in 
Kommandoeinheiten ausschließlich Offiziere, Unteroffiziere und Oberfeldwebel, d.h. professionelle 
Berufssoldaten, eingesetzt werden. Derzeit würden also noch Wehrdiener eingesetzt, sie müssten aber vorher 
eine kurze Ausbildung erhalten und würden erst dann in die Kommandoeinheit entsandt (Coskun, 26. September 
2008, S. 12f). Auch DefenseNews.com berichtet, dass Wehrdiener bis Ende 2009 aus den Kommandoeinheiten 
abgezogen werden sollten, seit April 2008, so die Online-Zeitschrift, würden Wehrdiener nicht mehr aktiv zu 
den Kommandoeinheiten rekrutiert (vgl. DefenseNews.com, 19. Mai 2008)." 
 

"Die türkische Sprache unterscheidet zwischen Wehrdienstverweigerern aus Gewissensgründen (vicdani retçi) 
und (ergänze: sonstigen) Wehrdienstverweigerern (asker kaçagi) (vgl. auch oben Punkt 4). Letztgenannte 
würden vom türkischen Militärgesetzbuch wiederum in Verweigerer der Registrierung zum Wehrdienst, 
Verweigerer der medizinischen Musterung, Verweigerer der Einberufung und Deserteure gegliedert (vgl. WRI, 
23. Oktober 2008). War Resisters International (WRI) schätzt die Zahl der Wehrdienstverweigerer aus 
Gewissensgründen auf rund 60 Personen (vgl. WRI, 23. Oktober 2008). Nach Angaben der türkischen 
Nachrichtenplattform Bianet sei die Anzahl der Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgründen im Sommer 2008 
mit der öffentlichen Bekanntgabe der Wehrdienstverweigerung durch Mehmet Ali Avci auf 69 angewachsen 
(Bianet, 15. August 2008). Die deutsche Deserteursberatung Connection e.V. spricht davon, dass in der Türkei 
ungefähr 50 Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgründen leben; außerhalb der Türkei, in Deutschland, den 
Niederlanden, Dänemark und England, würden sich ca. 300 weitere türkische Wehrdienstverweigerer aus 
Gewissensgründen aufhalten (vgl. Connection e.V., Sommer 2005). Ein Artikel der Frankfurter Rundschau weist 
darauf hin, dass neben rund 70 Menschenrechtsaktivisten auch zahlreiche Zeugen Jehovas den Wehrdienst aus 
Gewissensgründen verweigern würden. Insgesamt gebe es in der Türkei etwa 200.000 Personen, die sich dem 
Wehrdienst entziehen würden (vgl. FR, 10. Juni 2005). Das Quaker Council for European Affairs (QCEA) 
veranschlagt die Zahl der Wehrdienstverweigerer mit 350.000 Personen, ungefähr 40 von ihnen hätten den 
Wehrdienst aus nicht-religiösen Gewissensgründen verweigert (QCEA, April 2005, S. 2f). Nach Angaben von 
Suna Coskun spräche man offiziell von 400.000 Wehrdienstverweigerern, innoffiziellen Zahlen zufolge könne es 
sich um bis zu 800.000 Personen handeln (Coskun, 26. September 2008, S. 3). 
 

3. Der Asylgerichtshof stützt sich im Hinblick auf diese Feststellungen auf folgende Erwägungen: 
 

3.1. Das Bundesasylamt hat - wie oben unter I. umfassend dargestellt - den entscheidungsrelevanten Sachverhalt 
im Rahmen eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens erhoben und in der Begründung des angefochtenen 
Bescheides die Ergebnisse dieses Verfahrens sowie die aus seiner Sicht bei der Beweiswürdigung maßgebenden 
Erwägungen detailliert wiedergegeben. 
 

3.2. Der AsylGH schließt sich den Feststellungen der belangten Behörde hinsichtlich seiner Staatsangehörigkeit 
und Volksgruppensowie Religionszugehörigkeit, seiner familiären Abstammung und der wirtschaftlichen und 
familiären Umstände im Herkunfts- sowie Aufnahmestaat im Lichte der persönlichen, in diesem Umfang auch in 
sich konsistenten und nachvollziehbaren Angaben des BF an. 
 

Die Identität des BF ist durch die Vorlage eines im Jahr 2005 ausgestellten Personalausweis (AS 9ff) belegt. Die 
Eheschließung des BF in Österreich ergibt sich aus der vorgelegten Heiratsurkunde, ausgestellt im Jahr 2008 
(AS 161). 
 

Die Daten der legalen Ausreise aus der Türkei und der illegalen Einreise des BF in das Bundesgebiet und der 
Antragstellung ergeben sich aus dem Akteninhalt. 
 



 Asylgerichtshof 14.01.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 16 von 26 

Die Feststellung, dass der BF aktuell wehrdienstpflichtig ist, resultiert aus den diesbezüglich glaubwürdigen 
Angaben des BF und der von ihm mit der Beschwerde vorgelegten Musterungsaufforderung in Zusammenschau 
mit den oben wiedergegebenen länderkundlichen Informationen zum Wehrdienst in der Türkei. 
 

3.3.1. Der AsylGH schließt sich in Ansehung des Akteninhalts der Feststellung des Bundesasylamtes an, dass 
die Gefahr einer allfälligen ethnisch oder religiös motivierten Verfolgung des BF pro futuro in seiner Heimat als 
nicht gegeben anzusehen ist, da weder der BF selbst in seinem Vorbringen dergleichen substantiiert vorgetragen 
hat noch Hinweise dazu aus den herangezogenen länderkundlichen Materialien abzuleiten gewesen wären. 
 

Hinsichtlich der kurdischen Abstammung des BF und den diesbezüglich vom BF in den Einvernahmen und 
Schriftsätzen behaupteten allgemeinen Diskriminierungen von Kurden in sozialer und wirtschaftlicher Hinsicht 
sei vorweg ausgeführt, dass sich entsprechend den schon vom Bundesasylamt zugrunde gelegten, aktuellen 
Länderberichten die Situation für Kurden derart gestaltet, dass momentan keine aktuellen Berichte über die Lage 
der Kurden in der Türkei und damit keine von Amts wegen aufzugreifenden Anhaltspunkte dafür existieren, dass 
gegenwärtig Personen kurdischer Volksgruppenzugehörigkeit in der Türkei generell mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit allein aufgrund ihrer Volksgruppenzugehörigkeit einer asylrelevanten - sohin auch einer 
maßgeblichen Intensität erreichenden - Verfolgung ausgesetzt bzw. staatlichen Repressionen unterworfen sein 
würden. Gründe, warum die türkischen Behörden ein nachhaltiges Interesse gerade an der Person des BF haben 
sollten, wurden nicht glaubhaft vorgebracht. Ebenso wenig wurde konkret ausgeführt, in welcher Form der BF 
aufgrund seiner alevitischen Glaubensrichtung verfolgt worden sei und finden sich laut Länderfeststellungen 
keinerlei Anhaltspunkte für aktuelle, asylrelevante Verfolgungshandlungen gegenüber Personen dieser 
Glaubensrichtung. 
 

3.3.2. Als wichtigsten Grund für seine Flucht brachte der BF vor, dass er zum Militärdienst eingezogen worden 
sei. Anhaltspunkte dafür, dass die Einziehung des BF zum Militärdienst schon per se aus den Gründen des Art. 1 
Abschnitt A Z. 2 der GFK erfolgen würde, dass der BF im Falle einer Einziehung zum Wehrdienst aus in seiner 
Person gelegenen Gründen einer Behandlung oder einem Einsatz unterworfen wäre, die eine daraus folgende 
Benachteiligung von verfolgungsindizierender Intensität mit sich brächte, dass ihm aus solchen Gründen eine 
schwerere Bestrafung wegen Wehrdienstentziehung gegenüber anderen Betroffenen drohen würde, oder er 
wegen politischer oder religiöser Überzeugungen etwaigen Sanktionen unterworfen wäre, denen jede 
Verhältnismäßigkeit fehlt, waren aus den vom Gericht eingesehenen länderkundlichen Materialien nicht zu 
gewinnen. Das Gericht stützt sich dabei auf die von ihm beigeschafften, zeitlich aktuellen Informationsquellen 
aus 2007, 2008 und 2009 (vgl. oben). 
 

Im Hinblick auf den gesetzlich vorgesehenen Strafrahmen für Wehrdienstflucht (vgl. oben) verweisen die 
Informationen des AsylGH im Übrigen darauf, dass in der Realität zwischen dem theoretischen Strafrahmen und 
seiner tatsächlichen Anwendung zu differenzieren ist, was sich schon angesichts der enormen Zahl an 
Wehrdienstflüchtigen in der Türkei im Hinblick auf die sonstige Überflutung der Gerichte und Gefängnisse 
gebietet. Darüber hinaus wäre auch der theoretische Strafrahmen per se kein Hinweis auf eine 
unverhältnismäßige Bestrafung von Wehrdienstflüchtigen in der Türkei. Dass bei der allfälligen Bestrafung von 
kurdischen Wehrdienstflüchtigen eine besondere Härte angewandt würde, dafür haben sich in keinem der 
vorgelegten oder herangezogenen Beweismittel stichhaltige Hinweise gefunden. Dass der BF seine 
Wehrdienstflucht mit etwaigen politischen Gründen begründet hätte, dafür fand sich im gg. Verfahren ebenso 
kein Hinweis, wie sich angesichts des oben festgestellten Sachverhalts auch kein mögliches politisches Motiv für 
eine Andersbehandlung des BF während des Wehrdienstes oder im Zusammenhang mit einer etwaigen 
Bestrafung wegen Wehrdienstentziehung aufdrängte. Vielmehr hat der BF selbst nur auf eine etwaige 
Involvierung in Kampfeinsätze in kurdischen Gebieten ("möchte nicht gegen eigene Menschen kämpfen", "es ist 
bekannt, dass Personen in der Region des Schwarzen Meeres nur aufgrund ihrer kurdischen Abstammung beim 
Ableisten des Militärdienstes umgebracht wurden") als Grund für seine Ablehnung des Wehrdienstes verwiesen. 
Derlei angelegte militärische Aktivitäten finden sich seit längerer Zeit in der Türkei nicht mehr, sodass aus Sicht 
des Gerichtes lediglich nicht gänzlich auszuschließen war, dass der BF in gleicher Weise wie jeder andere, auf 
Computerbasis seinem Einsatzort zugeteilte Grundwehrdiener in der Türkei unabhängig von persönlichen 
Merkmalen unter Umständen, jedenfalls aber nicht mit überwiegender Wahrscheinlichkeit, im Südosten der 
Türkei seinen Dienst abzuleisten hat. Eine systematische Zuteilung von kurdischen Wehrdienern in diese Region 
oder zu etwaigen Einsätzen bei der sogen. Terrorbekämpfung war aber aus keinem objektiven Beweismittel 
abzuleiten. 
 

Im Lichte dessen kam das erkennende Gericht zu den mit den Feststellungen des Bundesasylamtes im Ergebnis 
übereinstimmenden oben angeführten Feststellungen den anstehenden Wehrdienst des BF betreffend. 
 

An dieser Stelle ist zur Frage der Glaubwürdigkeit des Vorbringens des BF ergänzend auszuführen, dass das 
Bundesasylamt keinesfalls allein (wie vom BF in der Beschwerde angedeutet) aufgrund der im erstinstanzlichen 
Verfahren nicht erfolgten Vorlage der Bestätigung über die Einziehung zum türkischen Militär zum Schluss 
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gelangt ist, dass diesem Teil des Vorbringens des BF nicht zu folgen war. Diesbezüglich verwickelte sich der BF 
im Zuge der Erwähnung dieses "Einberufungsbefehls" tatsächlich immer wieder in Widersprüche. Der BF hat in 
seiner Einvernahme am 28.01.2008 angegeben, dass ihm in seiner Abwesenheit ein Einberufungsbefehl zu 
Hause zugestellt worden sei, während er in seiner Einvernahme am 04.03.2008 ausführte, dass er noch keinen 
erhalten hätte. Diesen Widerspruch konnte der BF weder über Vorhalt vor dem Bundesasylamt noch in seiner 
Beschwerde aufklären. Auch die letztlich erfolgte Vorlage einer Bestätigung über die Musterungsverweigerung 
vom 29.02.2008 vermochte die Erklärungsversuche des BF nicht zu stützen, da diese Bestätigung erst nach der 
erstmaligen Erwähnung des angeblichen Erhaltes eines solchen Schriftstückes ausgestellt worden ist. Ebenso 
widersprüchlich waren die schon vom Bundesasylamt konkret angeführten Angaben des BF betreffend die 
angebliche Vorlage einer "Musterungsbestätigung" im Zuge der Inskriptionen an der Universität (ohne 
Bestätigung keine Inskription, Vorlage erst bei dritter Inskription notwendig; Inskription im Jahr 2006, 
Inskription im Jahr 2003). Letztlich kann es dies aber dahingestellt bleiben, da schon durch das Bundesasylamt 
zu Recht angenommen wurde, dass der BF den Wehrdienst noch nicht abgeleistet hat, was durch den 
vorgelegten Einberufungsbefehl jedenfalls unterstrichen wurde. 
 

Anzumerken ist an dieser Stelle, dass es offensichtlich auch keinen offiziellen Vermerk im 
Personenstandsregister betreffend der Wehrdienstverweigerung des BF gibt, da dieser selbst angegeben hat, dass 
er legal unter Vorlage seines Reisepasses in Österreich eingereist ist, was bei einer entsprechenden Eintragung 
nicht möglich gewesen wäre. Diese Annahme wird auch durch die länderkundlichen Feststellungen unterstützt, 
dass in der Türkei solche Eintragungen seit dem Jahr 2004 nicht mehr erfolgen. 
 

3.3.3. Auch die Gefahr einer möglichen Verfolgung des BF aus politischen Gründen war nicht festzustellen, da 
der BF dergleichen weder selbst in seinem Vorbringen, insbesondere in den Einvernahmen substantiiert 
vorgetragen hat noch Hinweise dafür aus den herangezogenen länderkundlichen Materialien abzuleiten gewesen 
wären. 
 

Der Behauptung in der Beschwerde des BF, dass das Bundesasylamt Vorbringensteile, welche eine politische 
Verfolgung des BF belegen würden, nicht entsprechend gewürdigt hätte, kann nicht gefolgt werden. Das 
Bundesasylamt hat vielmehr das gesamte Vorbringen des Beschwerdeführers richtigerweise aufgrund der 
Widersprüchlichkeiten und mangels Nachvollziehbarkeit über große Passagen hinweg als unglaubwürdig 
gewertet. Insbesondere zur politischen Verfolgung gelang es dem BF weder schlüssig und bei mehrfachem 
Befragen gleichlautend auszuführen, aus welchen Gründen bzw. durch welche Personen diese politische 
Verfolgung erfolgt sein soll. Das diesbezügliche Vorbringen im Rahmen der (zweiten) Einvernahme vom 
28.01.2008, dass sich der BF im Parteilokal der DTP zwei Wochen vor seiner Ausreise aufgehalten habe und 
dort von einem Polizisten gesehen worden sei, steigerte der BF im Rahmen seiner weiteren Einvernahme am 
04.03.2008 in der Form, als dass er nunmehr ausführte, dieser Polizist sei ihm persönlich bekannt gewesen und 
habe ihm gesagt, dass er den BF nicht noch einmal vor diesem Lokal sehen möchte. In diesem Zusammenhang 
ist darauf hinzuweisen, dass die DTP eine landesweit legale Partei mit einer großen Anhängerschaft in östlichen 
Landesteilen, einer umfangreichen Partizipation an der Regierungsgewalt auf regionaler Ebene und einer 
maßgeblichen Vertretung auch in der Nationalversammlung darstellt. Der BF hat selbst angegeben, in der Türkei 
niemals Mitglied einer Partei gewesen zu sein, keinerlei Unterstützungshandlungen vorgenommen zu haben, und 
lediglich Kontakt zu Mitgliedern der DTP gehabt zu haben. Vor allem konnte der BF auch nicht glaubwürdig 
darlegen, dass von ihm durchgeführte "Tätigkeiten" den türkischen Behörden generell bekannt geworden wären. 
Da das Vorbringen einer Verfolgung aus politischen Gründen somit als unglaubwürdig bzw. nicht 
nachvollziehbar zu werten war, droht dem BF schon aus diesem Grunde auch keine Gefahr einer angeblichen 
Verfolgung als Unterstützer der DTP ausgesetzt zu sein, wobei hierzu zu erwähnen ist, dass selbst die einfache 
Parteimitgliedschaft an sich schon nicht zu einer Verfolgung durch die türkischen Behörden führt. 
 

3.3.4. Nicht nur diese "Bedrohung" durch einen Dritten, welcher zum BF gesagt haben soll, dass er ihn in der 
Nähe des Gebäudes der DTP nicht nochmals sehen wolle und es nicht gut wäre sich dort aufzuhalten, auch die 
angebliche Bedrohung durch zwei vom BF genannte Privatpersonen stellte der BF selbst letztlich lediglich als 
verbale Einschüchterungsversuche in Zusammenhang mit der Nichtableistung seines Militärdienstes dar. So 
hätten diese Personen - gemäß den Angaben des BF im Zuge der Einvernahme vom 04.03.2008 - ihn kurz bevor 
er nach Österreich gekommen sei sogar mit dem Umbringen bedroht. Im Zuge der Einvernahme vom 28.01.2008 
brachte der BF nichts dergleichen vor, vielmehr stellen sich viele der Angaben des BF im Zuge der Einvernahme 
vom 04.03.2008 als Steigerungen des Vorbringens der ersten beiden Einvernahmen dar und führte der BF zu 
Beginn der Einvernahme am 04.03.2008 selbst lediglich aus, dass eine "Unterhaltung" zwischen ihm und den 
Beiden stattgefunden hätte, im Zuge deren dem BF gesagt worden sei, dass er in diesem Land lebe, Staatsbürger 
sei und folglich auch den Militärdienst leisten müsse. 
 

Andere am 28.01.2008 getätigte Ausführungen blieben in der Einvernahme vom 04.03.2008 wiederum 
unerwähnt (vgl. oben Seite 6), weshalb das Bundesasylamt richtigerweise (wenn auch unter 
Nichtberücksichtigung der Judikatur zur Asylrelevanz einer Verfolgung durch Privatpersonen an sich) ausführte, 
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dass diesem Vorbringen mangels konkreter, schlüssiger, durchgehender und detaillierter Schilderung die 
Glaubwürdigkeit abzusprechen gewesen ist. Betreffend einem erstmalig in der Einvernahme am 04.03.2008 
erwähnten Zivilpolizisten ist auszuführen, dass das Vorbringen des BF zu einer Verfolgung durch diesen derart 
unkonkret blieb, dass der Asylgerichtshof davon ausgeht, dass der BF diesen nur erwähnt hat, um seinen 
Angaben insgesamt mehr Gewicht zu verleihen und einen größeren Bezug zu staatlichen Behörden herzustellen. 
 

Dem Bundesasylamt ist im Übrigen auch dahingehend zu folgen, dass es nicht nachvollziehbar wäre, dass der 
BF immer wieder seine Tätigkeit im Geschäft der Eltern aufgenommen hätte, wenn er dort tatsächlich 
regelmäßig bedroht worden wäre. Zum behaupteten Versuch staatlichen Schutz davor zu erlangen, brachte der 
BF in widersprüchlicher Weise einmal vor, man habe die Polizei aufgrund der eingeschlagenen Fensterscheibe 
gerufen, diese sei jedoch untätig geblieben, und führte er ein anderes Mal aus, dass seine Familie die Polizei gar 
nicht gerufen habe, da dies sowieso nichts gebracht hätte und man auch versichert gewesen sei. Er selbst sei nie 
zur Polizei wegen seiner Bedrohung gegangen. 
 

Schließlich mangelte es über diese Erwägungen hinaus auch an der Intensität der behaupteten Übergriffe 
(verbale Drohungen sowie eine einmalige Sachbeschädigung durch Privatpersonen). 
 

Das Bundesasylamt hatte somit das Vorbringen des BF zu behaupteter Weise erfolgten Drohungen Dritter 
zutreffend gewürdigt und festgestellt, dass diese Fluchtgründe des BF aufgrund zahlreicher Widersprüche nicht 
glaubwürdig waren. Der Bescheid des Bundesasylamtes basiert auf einem ordnungsgemäßen 
Ermittlungsverfahren und fasst in der Begründung die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der 
Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und 
übersichtlich zusammen. Das Bundesasylamt hat sich mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt und 
dieses in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation des Beschwerdeführers gebracht. Auch die rechtliche 
Beurteilung begegnet grundsätzlich keinen Bedenken und hat das Bundesasylamt seiner Entscheidung die 
entsprechende Judikatur zugrunde gelegt. 
 

3.3.5. Die Beschwerde sowie die abschließende Stellungnahme des BF enthielten keine maßgeblichen 
Argumente, welche die Beweiswürdigung der Erstbehörde wesentlich in Frage stellten oder den eben 
dargestellten Erwägungen des AsylGH entscheidungswesentlich entgegenstünden. Insbesondere konnte der BF 
nicht schlüssig darlegen, dass er im Gefolge einer Rückkehr mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit aus 
ethnischen oder persönlichen Gründen einer allenfalls asylrelevanten Ungleichbehandlung gegenüber anderen 
unterworfen wäre. Das Vorbringen von Einzelschicksalen ohne konkreten Bezug auf die individuellen 
Fluchtgründe des BF in der Beschwerde vermag keine Relevanz im Hinblick auf die Entscheidung über das 
Vorbringen des BF zu begründen (vgl. oben). 
 

Im Hinblick auf die Behauptung, dass das Bundesasylamt nicht auf die Gefahr einer Verfolgung durch die sogen. 
"Grauen Wölfe" eingegangen wäre, bleibt festzuhalten, dass entgegen den Ausführungen in der Beschwerde vom 
Bundesasylamt wie oben dargestellt sehr wohl auf die angeblich dem BF bekannten und als "Graue Wölfe" 
deklarierten Personen eingegangen wurde, jedoch mangels Glaubwürdigkeit der Existenz einer Bedrohung durch 
diese beiden Personen an sich auf deren allfällige Stellung nicht weiter einzugehen war. 
 

Die in der Beschwerde durchwegs aus den Länderfeststellungen des Asylgerichtshofes stammenden Zitate waren 
im Sinne der obigen Würdigung zu verstehen, und führte der BF nicht mit einem Wort aus, warum der Bericht 
des deutschen auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Türkei, Stand 
Juli 2008 zur Gänze bestritten wurde. 
 

Die Feststellungen zur Situation in der Türkei stützen sich auf die erwähnten länderkundlichen Materialien. 
Angesichts der Seriosität und des großen Umfangs dieser Quellen und der Plausibilität und Stimmigkeit der 
darin enthaltenen Aussagen besteht kein Grund, an der Richtigkeit dieser Angaben zu zweifeln. 
 

Anhaltspunkte dafür, dass die Wehrdienstverweigerung schon per se zu einer Verfolgung aus den Gründen des 
Art. 1 Abschnitt A Z. 2 der GFK führen würde, die eine daraus folgende Benachteiligung von 
verfolgungsindizierender Intensität mit sich brächte, oder der BF wegen politischer oder religiöser 
Überzeugungen etwaigen Sanktionen unterworfen wäre, denen jede Verhältnismäßigkeit fehlt, waren aus den 
vom Gericht eingesehenen länderkundlichen Materialien nicht zu gewinnen. 
 

Der BF brachte weiters zwar vor, dass er ein kurdisches Kulturzentrum in St. Pölten besuche, dies wurde von 
ihm jedoch nicht im Zusammenhang mit einer etwaigen Verfolgung aus diesem Grunde im Falle einer Rückkehr 
angeführt, sondern sollten damit lediglich soziale Bindungen in Österreich dargestellt werden. 
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3.5. Aus dem vom BF behaupteten Sachverhalt war weiters nicht ableitbar, dass der BF angesichts vor Ort 
gegebener Lebensumstände bei einer Rückkehr in eine ausweglose bzw. seine Existenz bedrohende Lage geraten 
könnte. Der Asylgerichtshof schließt sich auch den diesbezüglichen Ausführungen des Bundesasylamtes im 
angefochtenen Bescheid hinsichtlich Spruchpunkt II des bekämpften Bescheides vollinhaltlich an. 
 

Schon der BF selbst hat nämlich nachvollziehbar ausgeführt, dass es sich bei ihm um einen grundsätzlich 
arbeitsfähigen, jungen und gesunden Mann handelt, der in seinem Herkunftsstaat nach wie vor über 
verwandtschaftliche Anknüpfungspunkte verfügt, und dass er sich - wie schon vor seiner Ausreise - seinen 
Lebensunterhalt verdienen kann, weshalb dem BF im Falle seiner Rückkehr mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit auch vor diesem Hintergrund keine existentielle Gefährdung droht. Der BF könnte weiters 
im Falle kurzfristiger ökonomischer Probleme auf die Unterstützung seiner Familienmitglieder zurückgreifen, 
zumal er mit diesen schon vor seiner Ausreise zusammen gelebt hat und nicht ersichtlich ist, weshalb dies bei 
einer Rückkehr des BF in seine Heimat - neben einer eventuell anfänglich notwendigen finanziellen 
Unterstützung - nicht mehr möglich sei. Diese Feststellungen ergeben sich schlüssig aus dem persönlichen 
Vorbringen des BF. Auch die allgemeinen Umstände im Herkunftsstaat sind nicht dergestalt, dass die Rückkehr 
eine Situation bewirken würde, die eine unmenschliche Behandlung iSd Art. 3 EMRK bedeuten würde. 
 

Zuletzt war als notorisch festzustellen, dass im Herkunftsstaat des BF aktuell kein landesweiter bewaffneter 
Konflikt herrscht, der eine Gefährdung iSd § 8 Abs. 1 Z. 1 AsylG indizieren würde. 
 

III. Rechtlich folgt: 
 

1. Mit Datum 1.1.2006 ist das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005, 
BGBl. I Nr. 100/2005)und ist somit auf alle ab diesem Zeitpunkt gestellten Asylanträge in der jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden. 
 

Gemäß dem Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 4/2008, wurde der Asylgerichtshof - bei 
gleichzeitigem Außerkrafttreten des Bundesgesetzes über den unabhängigen Bundesasylsenat - eingerichtet und 
treten die dort getroffenen Änderungen des Asylgesetzes mit 01.07.2008 in Kraft. 
 

Gemäß § 61 AsylG 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen Bescheide des 
Bundesasylamtes. 
 

Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 147/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in 
Senaten, soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich 
vorgesehen ist. Gemäß § 60 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen 
zurückweisende Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemäß § 
42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder 
Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender 
Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die 
Zustimmung des Senates findet durch einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren liegen weder die 
Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die für eine Entscheidung durch den 
Kammersenat vor. 
 

Gem. § 23 des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof, BGBl. I, Nr. 147/2008 (Asylgerichtshofgesetz - 
AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 nicht anderes ergibt, 
auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 - AVG, BGBl. Nr.51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes 
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. In analoger Anwendung dieser Bestimmung tritt an die Stelle des 
Begriffes "Berufungswerber" der Begriff "Beschwerdeführer". 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat das erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der 
Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen 
Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Gemäß § 75 Abs. 1 Asylgesetz 2005 werden alle am 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren nach den 
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Maßgabe zu Ende geführt, dass in Verfahren, die nach dem 
31.03.2009 beim Bundesasylamt anhängig sind oder werden, § 10 in der Fassung BGBl. I Nr. 29/2009 mit der 
Maßgabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulässig ist, oder 
eine Zurückweisung des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. § 44 AsylG 1997 gilt. 
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Die §§ 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes (AsylG 2005) sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 
ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Behörde zur Erlassung einer Ausweisung 
zuständig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen würde, nach dem 31. 
Dezember 2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser 
Bestimmungen führen. 
 

Nachdem der BF seinen Antrag auf internationalen Schutz nach dem 1.1.2006 stellte, sind gemäß § 75 AsylG die 
Bestimmungen des AsylG 2005 in der geltenden Fassung anzuwenden. 
 

2. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG hat die Behörde einem Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt 
hat, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung 
im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK droht. Darüber hinaus darf keiner der in § 6 Abs. 1 AsylG genannten 
Ausschlussgründe vorliegen, andernfalls der Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung 
des Status des Asylberechtigten ohne weitere Prüfung abgewiesen werden kann. 
 

Nach Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK ist Flüchtling, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung 
verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese 
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen. 
 

Gemäß § 3 Abs. 2 AsylG kann die Verfolgung auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der 
Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgründe) oder auf Aktivitäten des Fremden 
beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und Fortsetzung 
einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind (subjektive Nachfluchtgründe). 
 

Im Hinblick auf die Neufassung des § 3 AsylG 2005 im Vergleich zu § 7 AsylG 1997 wird festgehalten, dass die 
bisherige höchstgerichtliche Judikatur zu den Kriterien für die Asylgewährung in Anbetracht der identen 
Festlegung, dass als Maßstab die Feststellung einer Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK gilt, nunmehr 
grundsätzlich auch auf § 3 Abs. 1 AsylG 2005 anzuwenden ist. 
 

Zentraler Aspekt der in Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die 
wohlbegründete Furcht vor Verfolgung (vgl. VwGH 22.12.1999, Zl. 99/01/0334). Eine Furcht kann nur dann 
wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der 
Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff 
von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche 
Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des 
Heimatstaates zu begründen (vgl. VwGH 21.09.2000, Zl. 2000/20/0241; VwGH 14.11.1999, Zl. 99/01/0280). 
Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt 
der wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer 
maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (vgl. VwGH 
19.04.2001, Zl. 99/20/0273; VwGH 22.12.1999, Zl. 99/01/0334). Relevant kann darüber hinaus nur eine aktuelle 
Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der 
Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 
Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK genannten Gründen zu befürchten habe (vgl. VwGH 
19.10.2000, Zl. 98/20/0233; VwGH 09.03.1999, Zl. 98/01/0318). 
 

2.1. Im gegenständlichen Fall sind nach Ansicht des Asylgerichtshofes die dargestellten Voraussetzungen, 
insbesondere die Glaubhaftmachung einer aktuellen Verfolgungsgefahr aus einem in der GFK angeführten 
Grunde nicht gegeben. 
 

Art. 1 Abschnitt A Z GFK beschränkt den Anspruch auf Gewährung von Asyl auf Personen, die aus Gründen der 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen 
Gesinnung (in näher umschriebener Weise) von Verfolgung bedroht sind. Diese Aufzählung ist abschließend; 
alle anderen als die genannten Gründe stellen keine für die Asylgewährung relevanten Verfolgungsmotive dar 
(so VwGH 15.03.2001, Zl. 99/20/0128; siehe auch VwGH 24.02.2000, Zl. 99/20/0542; VwGH 21.09.2000, Zl. 
2000/20/0291; VwGH 21.09.2000, Zl. 2000/20/0286; VwGH 20.11.2000, Zl. 98/20/0552; VwGH 14.12.2000, 
Zl. 99/20/0210). 
 

In Anbetracht der Feststellungen zur Volksgruppenzugehörigkeit des BF ist für ihn allein aufgrund dieser 
Umstände eine Verfolgung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention in begründeter Weise nicht zu 
befürchten, zumal es im Herkunftsland des BF - wie aus den getroffenen Länderfeststellungen hervorgeht - zu 
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keinen systematischen und weit verbreiteten Repressionen gegen Staatsbürger kurdischer Herkunft oder zu 
sonstigen ethnisch oder religiös motivierten Repressionen kommt. 
 

Es war dem Bundesasylamt im Ergebnis auch nicht entgegenzutreten, wenn es dem Fluchtvorbringen des BF - 
mit Ausnahme der derzeitigen Wehrdienstsverweigerung - keinerlei Glaubwürdigkeit sowie keine Asylrelevanz 
zuerkannte. 
 

Auch aus den Feststellungen oben zum Beweisthema der Einziehung des BF zum Militärdienst ließ sich eine 
asylrelevante Gefährdung des BF aus individuellen Gründen nicht ableiten, wie dies ausführlich dargestellt 
wurde. Vor dem Hintergrund der oben getroffenen umfangreichen und zeitlich aktuellen länderkundlichen 
Feststellungen zum Wehrdienst in der Türkei war in der Zusammenschau mit den persönlichen Aussagen des BF 
eine asylrelevante, weil verfolgungsindizierende Behandlung des BF durch die Einziehung zum Wehrdienst, bei 
der eventuellen Festnahme oder Bestrafung nach dem Militärstrafgesetz oder im Zuge der zukünftigen 
Ableistung des Wehrdienstes aus in der GFK genannten Gründen jedenfalls nicht mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit festzustellen. 
 

2.3. Vor diesem Hintergrund war daher der Entscheidung des Bundesasylamtes zu folgen und die Beschwerde 
gegen Spruchteil I des angefochtenen Bescheides abzuweisen. 
 

3. Ist ein Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
abzuweisen, so hat die Behörde gemäß § 8 Abs.1 AsylG dem Fremden den Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden 
in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 oder Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 
6 oder Nr. 13 der Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens 
oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 
Konflikts mit sich bringen würde. 
 

Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ist gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 
mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 AsylG zu verbinden. 
 

Anträge auf internationalen Schutz sind bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
gemäß § 8 Abs. 3 AsylG abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§11) offen steht. 
 

Angesichts des im Wesentlichen identen Regelungsinhalts des bis 31.12.2005 in Kraft stehenden § 8 Abs. 1 
AsylG 1997 im Verhältnis zum nunmehr in Geltung stehenden § 8 Abs. 1 AsylG 2005 - abgesehen vom im 
letzten Halbsatz des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 nunmehr enthaltenen zusätzlichen Verweis auf eine eventuelle 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes als weitere mögliche Bedingung für eine Gewährung subsidiären 
Schutzes - lässt sich die bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum § 8 AsylG 1997 in 
nachstehend dargestellter Weise auch auf die neue Rechtslage anwenden. 
 

Danach erfordert die Feststellung einer Gefahrenlage auch iSd § 8 Abs. 1 AsylG 2005 das Vorliegen einer 
konkreten, den Beschwerdeführer betreffenden, aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder 
(infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbaren Gefährdung bzw. 
Bedrohung. Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, sind daher ohne Hinzutreten besonderer Umstände, 
welche ihnen noch einen aktuellen Stellenwert geben, nicht geeignet, die begehrte Feststellung zu tragen (vgl. 
VwGH 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011; VwGH 14.10.1998, Zl. 98/01/0122). Die bloße Möglichkeit einer den 
betreffenden Bestimmungen der EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder 
abgeschoben wird, genügt nicht, um die Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulässig erscheinen zu 
lassen (vgl. VwGH 27.02.2001, Zl. 98/21/0427). Im Übrigen ist auch zu beachten, dass mit konkreten, durch 
entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerten Angaben das Bestehen einer aktuellen Gefährdung bzw. 
Bedrohung glaubhaft zu machen ist (vgl. VwGH 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). 
 

3.1. Im Hinblick auf etwaige widrige Lebensumstände im Herkunftsstaat sind andererseits derart exzeptionelle 
Umstände, die eine Rückführung im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegender 
Gegebenheiten im Zielstaat im Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen lassen könnten, im Falle des BF nicht 
ersichtlich (vgl. zu Art. 3 EMRK z.B. VwGH 21.08.2001, Zl. 2000/01/0443). Weder vor dem Hintergrund der 
vom Bundesasylamt zutreffend dargestellten Verhältnisse im Herkunftsstaat, auf die der Asylgerichtshof 
ausdrücklich verweist, noch vor dem Hintergrund des persönlichen Vorbringens des BF ist ersichtlich, dass der 
BF bei einer Rückführung in die Türkei in Ansehung existentieller Grundbedürfnisse (wie etwa Nahrung, 
Unterkunft) einer lebensbedrohenden Situation ausgesetzt wäre, wie oben dargelegt wurde. 
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3.2. Hinzu kommt, dass vor dem Hintergrund der vom Beschwerdeführer selbst dargestellten Lebensverhältnisse 
seiner Verwandten sowohl in Österreich als auch in der Türkei sowie der eigenen früheren Lebensumstände und 
Fähigkeiten auch nicht ersichtlich ist, dass er bei einer Rückführung in den Herkunftsstaat in Ansehung 
existentieller Grundbedürfnisse (wie etwa Nahrung, Unterkunft) einer lebensbedrohenden oder ausweglosen 
Situation ausgesetzt wäre. Insbesondere ist zu erwarten, dass der BF - sollte er wider Erwarten nicht im Stande 
sein, seinen Lebensunterhalt wie vor seiner Ausreise aus der Türkei selbst zu bestreiten - Unterstützung von 
seinen Familienangehörigen, vor allem von seinen Eltern, welchen immer noch ein Lebensmittelgeschäft gehört, 
erhält. 
 

Eine allfällige Gefährdung des BF durch einen innerstaatlichen bewaffneten Konflikt iSd § 8 Abs. 1 AsylG war 
in Ermangelung eines solchen im Herkunftsstaat ebenso nicht festzustellen. 
 

3.3. Vor diesem Hintergrund erweist sich die Annahme des Bundesasylamtes, es lägen keine stichhaltigen 
Gründe für die Annahme einer Gefahr im Sinne des § 8 Abs. 1 Z.1 AsylG vor, als mit dem Gesetz in Einklang 
stehend, und geht auch der Asylgerichtshof in der Folge von der Zulässigkeit der Abschiebung des BF in den 
Herkunftsstaat aus. 
 

4. Ist ein Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen und wurde festgestellt, dass dem Fremden der Status des 
subsidiär Schutzberechtigen nicht zukommt, hat die Behörde diesen Bescheid mit der Ausweisung zu verbinden 
(§ 10 Abs. 1 AsylG). 
 

4.1. Bei einer Ausweisungsentscheidung nach § 10 Abs. 1 AsylG ist auf Art. 8 EMRK Bedacht zu nehmen 
(VfGH 15.10.2004, G 237/03; 17.03.2005, G 78/04 u.a.). Gemäß Art. 8 EMRK hat jedermann Anspruch auf 
Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 
EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser 
Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die 
nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung 
der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. Es 
umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundenen 
Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern 
auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00). 
 

Der Begriff des Familienlebens ist jedoch nicht nur auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, 
sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines 
Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf 
andere Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). 
 

Nach der Rechtssprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 
60.654/00) garantiert die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter 
gewissen Umständen können von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts 
(zB. eine Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise 
dann, wenn ein Fremder den größten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. 
a. gg. Lettland) oder besonders ausgeprägte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat 
vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensität deutlich übersteigen (vgl. dazu BAGHLI 
gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993). 
 

Sofern durch eine Ausweisung eines Fremden in gewissem Maße in sein Familien- oder/und in sein Privatleben 
eingegriffen wird, bedarf es folgerichtig einer Abwägung der öffentlichen Interessen gegenüber den Interessen 
des Fremden an einem Verbleib im Aufnahmeland im Hinblick auf die Frage, ob dieser Eingriff iSd Art 8 Abs 2 
EMRK notwendig und verhältnismäßig ist, wobei vorauszuschicken ist, dass die Ausweisung eines Asylwerbers 
aus dem österreichischen Bundesgebiet nach negativem Abschluss seines Asylverfahrens jedenfalls der 
innerstaatlichen Rechtslage nach einen gesetzlich zulässigen Eingriff darstellt. 
 

Auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres 
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, 
Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 05.09.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.01.2006, Fall Rodrigues da Silva 
und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). Der Asylwerber kann während seines 
Asylverfahrens nicht darauf vertrauen, dass ein in dieser Zeit entstehendes Privat- bzw. Familienleben auch nach 
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der Erledigung seines Asylantrages fortgesetzt werden kann. Die Rechte aus der GFK dürfen nicht dazu dienen, 
die Einwanderungsregeln zu umgehen (ÖJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 
8 EMRK, S 857 mwN). 
 

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell Darren Omoregie u. a. gg. Norwegen, 31.07.2008, Bsw. 
Nr. 265/07) garantiert die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in ein bestimmtes Land 
und begründet Art. 8 EMRK keine generelle Verpflichtung für den Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu 
akzeptieren und Familienzusammenführungen zuzulassen. Jedoch hängt in Fällen, die sowohl Familienleben als 
auch Immigration betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehörigen von im Staat Ansässigen 
Aufenthalt zu gewähren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem Allgemeininteresse ab. Von 
Bedeutung sind dabei das Ausmaß des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der Beziehungen zum 
Konventionsstaat, ob im Ursprungsstaat unüberwindbare Hindernisse für das Familienleben bestehen, sowie ob 
Gründe der Einwanderungskontrolle oder Erwägungen zum Schutz der öffentlichen Ordnung für eine 
Ausweisung sprechen. Weiters führte der EGMR aus, dass es ua. eine wichtige Überlegung darstellt, ob das 
Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der 
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom 
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines ausländischen Familienmitgliedes in 
solchen Fällen nur unter ganz speziellen Umständen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt (vgl. auch 
EGMR 31.01.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer v. the Netherlands, Zahl 50.435/99). 
 

Im oben angeführten Urteil vom 31.07.2008 stellte der EGMR fest, dass der Beschwerdeführer, im Zeitpunkt der 
Asylantragstellung (2001) keine Beziehungen zum Gastland Norwegen hatte und seine familiären 
Verbindungen, die Lebensgemeinschaft und anschließende Heirat im Jahr 2003 mit einer norwegischen 
Staatsbürgerin und das im Jahr 2006 daraus entstandene gemeinsame Kind, erst später entstanden und befand, 
dass die betroffenen Personen zu keinem Zeitpunkt vernünftigerweise erwarten konnten, ihr Familienleben im 
Gastland weiterzuführen, da ihnen bereits am Beginn ihrer Beziehung aufgrund der negativen Entscheidung über 
den Asylantrag des Beschwerdeführers klar gewesen sein musste, dass ein gemeinsamer Verbleib im Gastland 
sehr unsicher ist. Weiters wird ausgeführt, dass die Beziehungen des Beschwerdeführers zu Norwegen, 
abgesehen von seinen familiären Bindungen, zu den Beziehungen zu seinem Heimatstaat Nigeria, wo er den 
Großteil seines Lebens verbrachte, vier Jahre lang die Universität besuchte und noch immer Kontakt zu seinen 
dort lebenden Brüdern hält, vergleichsweise schwach sind. Der EGMR erachtete nach einer Abwägung zwischen 
den persönlichen Interessen der betroffenen Personen einerseits und dem öffentlichen Interesse an der effektiven 
Durchführung der Einwanderungskontrolle andererseits, einen Eingriff in das Familienleben des 
Beschwerdeführers als notwendig bzw. verhältnismäßig im Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK. 
 

4.2. Im gegenständlichen Fall ergab sich im Ermittlungsverfahren, dass der BF in Österreich mit einer 
österreichischen Staatsbürgerin türkischer Abstammung verheiratet ist und zusammen lebt. Es ist daher von 
einem Eingriff in das Familienleben des BF durch seine Ausweisung auszugehen, weshalb die Interessen des BF 
an einem weiteren Verbleib in Österreich an den öffentlichen Interessen an einem geregelten Fremdenwesen zu 
messen sind. 
 

Gegen das Überwiegen der Interessen des BF an einem Verbleib in Österreich wegen seines Privat- und 
Familienlebens bzw. für das Überwiegen der öffentlichen Interessen an der Aufrechterhaltung der 
Fremdenpolizei und eines geordneten Zuwanderungswesens spricht, dass der BF einen Asylantrag in Österreich 
gestellt hat und er daher damit rechnen musste, dass sein Verbleib nur vorübergehend legitimiert und zeitlich 
befristet ist. Weiters spricht für die öffentlichen Interessen der Umstand, dass der BF einen letztlich 
unbegründeten Asylantrag gestellt hat. 
 

Zu berücksichtigen ist weiters, dass das Privat- und Familienleben des Beschwerdeführers, insbesondere seine 
Ehe, jedenfalls zu einem Zeitpunkt entstanden sind, in dem er sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst 
sein musste (vgl. Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 MRK, ÖJZ 2007/74, 857 mwN; EGMR 
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues 
da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). Der Asylwerber kann während 
seines Asylverfahrens nicht darauf vertrauen, dass ein in dieser Zeit entstehendes Privat- bzw. Familienleben 
auch nach der Erledigung seines Asylantrages fortgesetzt werden kann. Die Rechte aus der GFK dürfen nicht 
dazu dienen, die Einwanderungsregeln zu umgehen (ÖJZ 2007/74, Peter Chvosta, Die Ausweisung von 
Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 857 mwN). 
 

Abgesehen von der Beziehung zu seiner Gattin, welche der BF zudem erst in Österreich kennen gelernt hat, ist 
eine Verwurzelung des BF - insbesondere in sozialer und wirtschaftlicher Form - nicht zu erkennen. Das 
Eingehen einer Ehe mit einer österreichischen Staatsbürgerin türkischer Abstammung kann nicht als Beleg für 
eine nachhaltige Integration in die österreichische Gesellschaft gewertet werden; dies insbesondere unter 
Beachtung des Umstandes, dass der BF die Ehe am XXXX geschlossen hat, diese Ehe sohin erst seit ca. 



 Asylgerichtshof 14.01.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 24 von 26 

eineinhalb Jahren besteht, kinderlos ist und deshalb eine besondere Intensität der familiären Bindung nicht 
erkannt werden kann. Seine sonstigen Familienangehörigen leben allesamt in der Türkei (Eltern und sonstige 
Verwandte) bzw. in Deutschland (Bruder) und England (Schwester). 
 

Hierzu ist insbesondere auf die bereits zitierte Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
(EGMR) vom 31.7.2008 (zum Recht auf Familienleben eines Asylwerbers, Fall Darren Omoregie u. a. gg. 
Norwegen) einzugehen. In diesem Fall hatte ein nigerianischer Staatsangehöriger nach der Flucht aus seinem 
Herkunftsstaat am 25.8.2001 in Norwegen einen Asylantrag gestellt. Während des ungesicherten Aufenthaltes in 
Norwegen hat er eine norwegische Staatsangehörige geehelicht und mit dieser ein Kind gezeugt. Ein Antrag auf 
Arbeitserlaubnis bzw. Aufenthaltserlaubnis wurde abgewiesen und der BF zur Ausreise aufgefordert. Da er 
dieser Aufforderung nicht nachkam wurde nach vorangegangener Ankündigung eine Ausweisung mit 
fünfjährigem Einreiseverbot verfügt. Nach Entscheidung der Berufungsbehörde wurde er zur fristgerechten 
Ausreise angehalten und sein weiterer Aufenthalt war nach Fristablauf daher unrechtmäßig. Der Gerichtshof 
stellte fest, dass die Aufenthaltsbeendigung legitimen Zielen dient, nämlich der Aufrechterhaltung der Ordnung 
und der Verhinderung von Straftaten sowie dem wirtschaftlichen Wohl des Landes. 
 

Der EGMR erachtete es jedenfalls als gegeben, dass der Beschwerdeführer in Norwegen ein relevantes 
Familienleben iSd Art 8 EMRK führen würde. Die Aufenthaltsbeendigung sei jedoch dessen ungeachtet nicht als 
unverhältnismäßig zu erachten, weil diesem zu keiner Zeit ein Bleiberecht zukam und dieses Familienleben zu 
einem Zeitpunkt begründet wurde, wo sein fremdenrechtlicher Aufenthaltsstatus ungewiss war, wobei er sich des 
ungewissen Aufenthaltes bewusst sein musste. Zum Zeitpunkt der Asylantragstellung hatte er keine 
Beziehungen zu Norwegen und diese sind erst später entstanden. Auch die Geburt des gemeinsamen Kindes 
stellt für sich alleine keinen Grund für ein Bleiberecht dar. Zu bedenken ist auch, dass er den Großteil seines 
Lebens in Nigeria verbrachte. Es sind im Verfahren auch keine unüberwindbaren Hindernisse hervorgekommen, 
die einem Familienleben in Nigeria entgegen stünden. Zudem sollte es kein Problem sein die familiäre 
Beziehung auch durch zeitweise Besuche des BF durch die Gattin und des Kindes in Nigeria aufrecht zu halten. 
Der EGMR stellte im Ergebnis ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Aufenthaltsbeendigung fest und 
erachtete die Ausweisung mit einem fünfjährigen Einreiseverbot hier notwendig und nicht als 
unverhältnismäßig. Es lagen keine außergewöhnlichen Umstände vor, die ein Bleiberecht zur Aufrechterhaltung 
des Familienlebens in Norwegen erforderlich machten. 
 

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte (EGMR) vom 8.4.2008, NYANZI gg. das Vereinigte Königreich. Darin erachtete es der EGMR 
im Fall einer Asylwerberin, deren Verfahren insgesamt bereits rund 10 Jahre dauerte - die Beschwerdeführerin 
hatte in dieser Zeit einen Beruf erlernt, beteiligte sich an der Kirchengemeinschaft, hatte Freunde, darunter eine 
Beziehung zu einem Mann - nicht als notwendig zu entscheiden, ob die Beziehungen, welche sie während ihres 
beinahe zehnjährigen Aufenthalts im Vereinigten Königreich begründet hat, Privatleben iSd Art. 8 EMRK 
darzustellen geeignet ist. Selbst unter der Annahme, dass dem so wäre, sei die in Aussicht genommene 
Abschiebung nach Uganda gesetzlich vorgesehen und durch ein legitimes Ziel motiviert, nämlich die 
"Aufrechterhaltung und Stärkung der Einwanderungskontrolle". Jedes von der Beschwerdeführerin während 
ihres Aufenthalts im Vereinigten Königreich etablierte Privatleben würde ihre Abschiebung bei einer Abwägung 
gegen das legitime öffentliche Interesse an einer wirksamen Einwanderungskontrolle nicht zu einem 
unverhältnismäßigen Eingriff machen. Anders als im Fall Üner/NL sei die BF im vorliegenden Fall kein 
niedergelassener Einwanderer. Ihr wäre nie ein Bleiberecht im belangten Staat erteilt worden. Ihr Aufenthalt im 
Vereinigten Königreich während der Anhängigkeit ihrer verschiedenen Asylanträge und 
Menschenrechtsbeschwerden sei immer prekär gewesen und ihre Abschiebung aufgrund der Abweisung dieser 
Anträge werde durch eine behauptete Verzögerung ihrer Erledigung durch die Behörden nicht 
unverhältnismäßig. Die Abschiebung der BF nach Uganda würde daher keine Verletzung von Art. 8 EMRK 
darstellen. 
 

Der BF hat - wie bereits oben erwähnt - nicht darauf vertrauen dürfen, dass er sein in Österreich aufgrund der 
Heirat entstandenes Familienleben nach Abschluss seines Asylverfahrens hier fortsetzen kann. Unabhängig 
davon, ob es der Ehegattin des BF möglich und zumutbar wäre, diesen in die Türkei zu begleiten, um das 
Familienleben dort fortzusetzen, kann der Kontakt zwischen den Eheleuten jedenfalls durch gegenseitige 
Besuche aufrecht erhalten werden (vgl. EGMR 11.04.2006, Fall USEINOV, Appl. 61.292/00). Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass es dem BF - zumal über ihn (soweit ersichtlich) auch kein Rückkehrverbot verhängt wurde 
- bei der asylrechtlichen Ausweisung nicht verwehrt ist, bei Erfüllung der allgemeinen aufenthaltsrechtlichen 
Regelungen des FPG bzw. NAG wieder in das Bundesgebiet zurückzukehren (vgl. ÖJZ 2007/74, Peter Chvosta, 
Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 EMRK, S 861, mwN). 
 

Ferner ist speziell, in Bezug auf das grundrechtlich geschützte Familienleben, auf die jüngste Rechtsprechung 
des EGMR (EGMR 17.02.2009, Onur v. the United Kingdom, 27319/07) hinzuweisen, wonach keine Verletzung 
des Art 8. EMRK vorliegt, wenn die in Österreich lebenden Familienangehörigen des Ausländers, diesen in die 
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Heimat begleiten können, um dort das Familienleben ohne außergewöhnliche Schwierigkeiten fortzusetzen. Dies 
bezieht sich einerseits auf die Möglichkeit einer gemeinsamen Niederlassung im Heimatstaat, andererseits auf 
die Zumutbarkeit einer "Begleitung" des Asylwerbers durch seine Angehörigen. 
 

Des weiteren ist im Sinne der Einheit der Rechtsordnung auch auf die Systematik des NAG hinzuweisen, 
insbesondere dessen § 11, welcher in Abs 1 die Voraussetzungen normiert, unter welchen ein Aufenthaltstitel 
nicht erteilt werden darf (absolute Versagungsgründe), und in Abs 2 welche Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, um einem Fremden einen Aufenthaltstitel zu erteilen (relative Erteilungsvoraussetzungen). Abs 3 stellt 
klar, dass ein Aufenthaltstitel zur gebotenen Aufrechterhaltung des Privat- oder Familienlebens iSd Art 8 EMRK 
auch dann erteilt werden kann, wenn eine Erteilungsvoraussetzung des Abs 2 nicht gegeben ist. 
 

Daraus ist ersichtlich, dass die Aspekte des Privat- oder Familienlebens hinsichtlich der - eben absoluten - 
Versagungsgründe grundsätzlich keine Rolle spielen. 
 

Allerdings ist gemäß § 72 Abs 1 NAG trotz Vorliegens eines Erteilungshindernisses (§ 11 NAG), ausgenommen 
bei Vorliegen eines Aufenthaltsverbotes (§ 11 Abs 1 Z 1 und 2), in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen 
die Erteilung einer humanitären Aufenthaltsbewilligung möglich. 
 

Bei einer Gesamtbetrachtung der fremdenrechtlichen Vorschriften ist also ersichtlich, dass auch bei einer 
erlassenen Ausweisung die Erteilung eines Aufenthaltstitels nicht ausgeschlossen ist, insbesondere um Art 8 der 
EMRK gerecht zu werden. 
 

Im Hinblick darauf ist insgesamt festzuhalten, dass das öffentliche Interesse an einer Beendigung des 
Aufenthaltes von Fremden ohne Aufenthaltstitel und somit an einer effektiven Zuwanderungskontrolle die 
individuellen Interessen des BF an einem weiteren Verbleib in Österreich in der oben dargestellten Form 
überwiegt. Würde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der Beschwerdeführer 
erfolgreich auf sein Familienleben berufen können, so würde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens 
und dem geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen (siehe dazu EGMR 31.07.2008, Fall Omoregie u.a. gg 
Norwegen, Newsletter 2008/4, 229ff). Der VwGH hat etwa im Erkenntnis vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479 
festgehalten, dass ein dreijähriger auf die Stellung eines Asylantrages gestützter Aufenthalt im Bundesgebiet 
(regelmäßig) keine rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat begründet, damit trifft dies umso mehr auf 
den erst seit zwei Jahren in Österreich aufhältigen Beschwerdeführer zu. Eine Einstellungszusage für die Zukunft 
ist insofern noch nicht zu berücksichtigen, da der BF bis dato nicht gearbeitet hat, und stellt auch der Besuch des 
Kulturzentrums in St. Pölten keine derartige Verfestigung des BF in Österreich dar, welche zu einer 
anderslautenden Entscheidung führen würde. Weitere Gründe für eine besondere Integration des BF kamen im 
Laufe des Asylverfahrens nicht hervor. 
 

4.3. Somit gelangt der Asylgerichtshof auch hinsichtlich Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides des 
Bundesasylamtes im Ergebnis zu keinen von der erstinstanzlichen Entscheidung abweichenden rechtlichen 
Schlussfolgerungen. 
 

Es erweist sich daher die Ausweisung des BF aus dem Bundesgebiet in seinen Herkunftsstaat gem. § 10 Abs. 1 
Z. 2 AsylG als rechtskonform und war daher auch Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheids zu bestätigen. 
 

5. Auf der Grundlage dieser Ausführungen war insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 
 

6. Wie bereits oben dargestellt wurde weder in der Beschwerde der schlüssigen Beweiswürdigung des 
Bundesasylamtes substantiiert entgegen getreten noch ergab sich aus deren Inhalt oder sonst ein Hinweis auf die 
Notwendigkeit, den maßgeblichen Sachverhalt mit dem BF neuerlich zu erörtern, sodass von der Durchführung 
einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden konnte. 
 

Der Sachverhalt ist zusammengefasst, wie dargestellt, aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde 
sowie der Beweisaufnahme vom 20.10.2009 - welche den Parteien des Verfahrens schriftlich zur Kenntnis 
gebracht wurde (zur Zulässigkeit dieser Vorgangsweise siehe Erkenntnis des VwGH vom 17.10.2006, Zahl: 
2005/20/0459-5, ebenso Beschluss des VwGH vom 20.6.2008, Zahl 2008/01/0286-6) und ihnen eine Frist zur 
Stellungnahme eingeräumt wurde als geklärt anzusehen (entspricht der bisherigen Judikatur zu § 67d AVG). 
 

Es ergab sich sohin auch kein Hinweis auf die Notwendigkeit, den maßgeblichen Sachverhalt mit dem 
Beschwerdeführer nochmals zu erörtern (vgl. VwGH 23.01.2003, 2002/20/0533, VwGH 01.04.2004, 
2001/20/0291). 
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Was das Vorbringen des BF in der Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend 
konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfälliger sonstiger Fluchtgründe des Beschwerdeführers. Auch tritt 
der Beschwerdeführer in der Beschwerde den seitens der Behörde erster Instanz getätigten Ausführungen nicht 
in ausreichend konkreter Weise entgegen. Es hat sich daher aus Sicht des Asylgerichtshofes auch daraus keine 
Notwendigkeit ergeben den als geklärt erscheinenden Sachverhalt mit dem Beschwerdeführer näher zu erörtern. 
 

Eine mündliche Verhandlung konnte somit gemäß § 41 Abs 7 AsylG iVm § 67d Abs 4 AVG unterbleiben. 


